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Vorwort
Jede Analyse der Auswirkungen digitaler Technologie auf 
unsere Gesellschaft beginnt bei der Technologie – und 
nicht in der Gesellschaft. Das steckt schon im Kern der 
Frage: zuerst die Technologie, dann die Auswirkung. Diese 
Sichtweise legt nahe, dass Technologie gewissermaßen 
in einem Vakuum entsteht und nur darauf wartet, in 
die echte Welt entlassen und angewandt zu werden. So 
wird ihr viel Wirkung zugesprochen: Je nach Umgebung 
wird von ihr erwartet, dass sie Aufgaben übernimmt und 
Wachstum generiert, auch neue Kulturformen ausbildet 
oder Freiräume für Unterdrückte schafft. Oder aber sie 
führt in einen Überwachungsstaat, automatisiert die 
Jobs der Mittelklasse und öffnet dem Hyperkapitalismus 
und seinen Konzernen, die mächtiger als Staaten sind, 
Tür und Tor. Ob Technikoptimist oder –pessimist, die 
Grundannahme bleibt in beiden Fällen gleich: Technologie 
beeinflusst die Gesellschaft.

Jüngstes Beispiel ist das Thema Netzneutralität, das 
sowohl in Brüssel in den Fokus gerückt ist, als das 
Europaparlament im April 2014 für ein neutrales Netz 
gestimmt hat und sich die Mitglieder des Europarats in 
diesem März auf einen Resolutionsentwurf einigten, als 
auch in Washington, wo die Federal Communications 
Commission dieses Jahr im Februar über das gleiche 
Thema entschieden hat. Auch hier steht, je nach dem, 
wen man fragt, ein neutrales Netz entweder für die 
Durchsetzung von Demokratie und Freiheit in der 
digitalen Welt oder für das Ende von Innovation und 
privatwirtschaftlichem Engagement. Entweder spaltet 
sich das Internet in langsame und schnelle Leitungen 
auf, setzt weiter die Wer-hat-dem-wird-gegeben-
Dynamiken der Internetwirtschaft durch, lässt große 
Unternehmen wachsen und kleine schrumpfen. Oder 
aber die Regulierungen der Netzneutralität stehen 
Entwicklungen im Weg, bei denen es um Leben und Tod 
geht: beim Sicherheitsmanagement im Straßenverkehr 
etwa, bei vernetzten oder selbstfahrenden Autos, der 
ferngesteuerten Chirurgie und anderen Anwendungen der 
Telemedizin.

Netzwerkneutralität gründet auf der Vorstellung, dass 
Infrastruktur vom Inhalt unabhängig ist. Bei den (meist 
staatlichen) Telefonnetzen des 20. Jahrhunderts und 
beim Kabelfernsehen war das vermutlich auch der Fall. 
Heute jedoch erleben wir, wie Inhalt und Infrastruktur 
ineinander übergehen. Internetdienstleister entwerfen 
Betriebssysteme für Mobiltelefone, investieren 
in Rechenzentren und sogar in den Ausbau von 
Hochgeschwindigkeits-Glasfasernetzen, um Kunden 
eigene Angebote machen zu können. Hersteller von 
Endgeräten betreiben Marktplattformen, auf denen 
Drittanbieter ihre Anwendungen nur verkaufen dürfen, 
wenn sie für die entsprechenden Endgeräte des Herstellers 
programmiert wurden. Internetzugangsprovider 
entwickeln inhaltsbasierte Dienstleistungen und gestalten 
den Datenverkehr nach ihren Geschäftsmodellen. 
Geschlossene Systeme, sogenannte Walled Gardens, in 
denen die Gerätehersteller darüber bestimmen, welche 

Apps eingelassen werden, sowie die expandierenden 
Domänen der Cloud-Giganten unterminieren die einst 
so gefeierte „End-to-End“-Struktur des Netzes. Auch die 
Netzwerktechnologie selbst verändert sich. Sogenannte 
Content Delivery Networks speichern vielbesuchte 
Internetinhalte auf Servern in Konsumentennähe, statt 
auf dem Originalserver. Zu diesem Zentralisierungstrend 
gesellt sich eine Gegenbewegung: die Fragmentierung. 
Öffentliche Wifi-Hotpots verbinden Nutzer ohne 
Beteiligung von Netzbetreibern. Im sogenannten Internet 
der Dinge kommunizieren Maschinen mit Maschinen und 
verwenden dabei oft andere Kommunikationskanäle als 
das Internet mit seinem TCP/IP-Standard. USB-Sticks mit 
Speicherkapazitäten, die weit über den täglichen Bedarf 
eines Durchschnittsnutzers hinaus gehen, erlauben den 
Austausch von Dateien im „Meatspace“ (der realen Welt, 
im Gegensatz zum „Cyberspace“) über das sogenannte 
Turnschuhnetzwerk. Es gibt nicht mehr nur ein einziges 
Internet. Es existieren viele verschiedene, weil in den 
Tiefen des Netzes immer mehr Inhalte hinter Passwörtern 
verwahrt werden. Ist ein einfaches Konzept wie die 
Netzneutralität für die Regulierung der Technologie in 
dieser komplexen Landschaft noch angemessen? Ist die 
Infrastruktur sichtbar?

Diese Gedanken haben mich als Gründer und Direktor 
von Netopia – Forum for the Digital Society nicht 
mehr losgelassen. Deshalb habe ich Ralf Grötker, den 
Autor dieses Berichts, gebeten, anders an das Thema 
heranzugehen. Was passiert, wenn wir nicht bei der 
Technologie und ihren Auswirkungen anfangen? Wenn 
wir stattdessen unsere Ziele in den Blick nehmen – 
Pluralismus, Meinungsfreiheit, öffentliche Teilhabe – und 
uns fragen, wie diese Ziele sich auf die Technologie 
auswirken? Würden wir so zu ganz anderen Lösungen 
finden? Die Antwort auf diese Frage lautet: ja. Und unsere 
Antwort auf diese Erkenntnis ist dieser Report. Ich hoffe, 
Sie finden ihn ebenso inspirierend wie ich.

Brüssel, im März 2015
Per Strömbäck
Gründer und Direktor Netopia
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Die Story1

In vielen europäischen Ländern regeln 
strenge Gesetze Wahlwerbung im 
Fernsehen. Während TV-Wahlwerbung in 
Großbritannien, Irland und der Schweiz 
generell verboten ist, sind Fernsehsender 
anderer Staaten verpflichtet, politischen 
Parteien Sendezeit nach vordefinierten 
Regeln einzuräumen, um sicherzustellen, 
dass alle maßgeblich am Wahlkampf 
beteiligten Parteien die Chance haben, 
sich zu präsentieren. Auf diese Weise soll 
verhindert werden, dass die öffentliche 
Debatte durch finanzkräftige Einflussgruppen 
verzerrt wird, die es darauf anlegen, den 
Wähler zu beeinflussen. Ähnliche Regeln gibt 
es für andere Bereiche der Massenmedien. 
In Deutschland beispielsweise dürfen 
Zeitungsgroßhändler (Pressegrossisten) nicht 
nach freien Stücken entscheiden, welche Titel 
sie in ihr Portfolio aufnehmen. Stattdessen 
müssen sie auch kleine, wenig nachgefragte 
Zeitungen vertreiben und anfallende 
Remittenden versorgen. Viele solcher 
und ähnlicher Regeln sorgen dafür, dass 
öffentliche Meinungsbildung dem Prinzip 
der Nichtdiskriminierung von Inhalten 
und Akteuren folgt und Meinungsfreiheit, 
Pluralität von Informationen und 
ausgeglichene Medienberichterstattung 
garantiert sind. 

Wir sollten nicht annehmen, dass alles so 
bleibt, wie es in den vergangenen Jahrzehnten 
etabliert wurde. Im Zuge der Verlagerung 
des gesamten Medienspektrums in Richtung 
digitaler Dienstleistungen sind kommerzielle 
Organisationen, von denen viele ihren Sitz 
außerhalb der EU haben, mehr und mehr 

in der Lage, darüber zu entscheiden, welche 
Arten von Inhalten und welche Formen 
von Kommunikation die Öffentlichkeit 
konstituieren. 

Wenn wir als Kunden unsere herkömmlichen 
Telefonanschlüsse kündigen, und stattdessen 
ausschließlich Skype verwenden, werden 
die Notfallnummern 112 und 110 nicht 
mehr funktionieren. Es gibt bislang kein 
Gesetz, das Skype verpflichtet, diesen Service 
bereitzustellen. Und wenn Google TV eines 
Tages bestimmt, was auf den Bildschirmen 
in unseren Wohnzimmern läuft, dann gibt 
es keine Meinungsmachtkontrolle mehr. 
Denn wenn Google sich entscheidet, eine 
politische Partei in seinen Medien zu 
unterstützen, haben wir nichts in der Hand, 
um dies zu verhindern.2 Das gleiche trifft 
auf die anderen einflussreichen Akteure im 
Bereich der Anbieter von Inhalten zu, wie 
Amazon, Apple, Facebook und Twitter. Auch 
sie könnten nach Gutdünken entscheiden, 
Inhalte herauszufiltern oder gezielt zu 
verbreiten, die ihrer politischen Agenda 
oder ihren wirtschaftlichen Interessen 
dienen. Mit anderen Worten: Was uns ins 
Haus steht, ist eine in ihrer Funktionalität 
stark eingeschränkte Sphäre der öffentlichen 
Meinungsbildung. 

Historische Vorläufer: Die 
Geschichte des Zeitungswesens

Das Internet ist Hauptantriebskraft hinter 
den Veränderungen, die wir gegenwärtig 
beobachten. Doch es ist wichtig, sich 
klarzumachen, dass das Internet nur das 
letzte Kapitel in einer langen Geschichte 
darstellt, deren Anfänge bis zurück in die 
Mitte des 19. Jahrhunderts reichen. Zu 
jener Zeit war in den USA die Lektüre 

von gedruckten Zeitungen verbreitete 
Praxis – nicht nur in den großen Städten, 
sondern auch in kleinen Ortschaften und 
auf Farmen in den ländlichen Gegenden.1 
In den USA gab es damals eine größere 
Anzahl von und mehr Vielfalt an Zeitungen 
als irgendwo sonst. Im Jahr 1840 erreichten 
Tages- und Wochenzeitungen in den 
damals 17 Millionen Einwohner starken 
Vereinigten Staaten höhere Auflagen 
als Zeitungen im gesamten Europa mit 
seinen 233 Millionen Einwohnern. Die 
meisten dieser Zeitungen hatten nur lokale 
Verbreitung. Sie beinhalteten politische 
Nachrichten, Wirtschaftsinformationen und 
Meinungsbeiträge – ähnlich den Blogs oder 
kleineren Online-Nachrichtenseiten heute. 
Was aber bald passierte war, dass die kleinen 
Zeitungen vom Markt verdrängt wurden 
von neu entstehenden Massenpublikationen, 
die den Preis für eine Ausgabe auf einen 
Penny drückten (und gleichzeitig ihre 
Berichterstattung weg von Politik und 
Wirtschaft hin zu Verbrechen und Klatsch 
und Tratsch verlagerten). 

Die Industrialisierung des Zeitungsgeschäfts 
und die Massenproduktion hatten zudem den 
Effekt, dass die Markteintrittskosten für neue 
Akteure innerhalb von nur wenigen Jahren 
beträchtlich anstiegen. Als James Gordon 
den New York Herald im Jahr 1835 gründete, 
nahm er nicht mehr als 10.400 Dollar (nach 
heutigen Kursen bemessen) in die Hand. 
Fünf Jahre später, im Jahr 1840, brauchte man 
für die Neugründung einer Zeitung bereits 
die zwanzigfache Summe. Um 1850 hatte 
sich der Investitionsbedarf noch einmal mehr 
als verzehnfacht, auf eine Summe, die heute 
2,38 Millionen Dollar entsprechen würde.3 

Die vollständige Kommerzialisierung der 
Zeitungsbranche hatte sich innerhalb von 
weniger als fünfzehn Jahren vollzogen. 

Die Kernelemente waren: Umstellung auf 
Massenproduktion, Zentralisierung und 
Verlagerung auf leicht konsumierbare Inhalte; 
dazu ein Geschäftsmodell, das vor allem auf 
dem Verkauf von Anzeigen basiert. Diese 
Elemente charakterisieren seit jenen Tagen 
wie Nachrichtenmedien oder, allgemeiner 
gesprochen, wie Plattformen für öffentliche 
Meinungsbildung in den Vereinigten Staaten 
betrieben werden. Den Medienhistorikern 
Paul Starr und Yochai Benkler zufolge haben 
erst der Radiomarkt, dann das Fernsehen 
die gleiche Richtung eingeschlagen wie 
der Sektor der Printmedien. Ähnlich den 
lokalen Zeitungen in den 1840er Jahren 
haben sich um die US-Präsidentschaftswahl 
1920 einige kleinere Amateurradiosender 
entwickelt, welche die damals noch neue 
Technologie erstmals einem größeren 
Publikum bekannt machten. Aber schon im 
Jahr 1922 wurden die Amateurradiosender 
vom Wirtschaftsminister Herbert Hoover 
praktisch geschlossen: Er ordnete an, 
dass Amateursender auf jene Frequenzen 
ausweichen sollten, die hinsichtlich 
Tonqualität und Empfangsmöglichkeiten 
nicht besonders attraktiv waren.4 Als Folge 
davon wurde das Amateurradio Opfer des 
gleichen Verdrängungsprozesses, der auch 
für das Sterben der kleinen Zeitungen 
verantwortlich gewesen war. Der Radiomarkt 
wurde dominiert von kommerziellen 
Sendern, die mit dem Verkauf von Werbung 
Geld verdienten – Werbung zunächst für 
Produkte, später auch für politische Akteure. 
Die Entwicklung auf dem Fernsehmarkt 
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nahm einen ähnlichen Weg, mit Kabel- und 
Satellitennetzwerken, die darauf abzielen, ein 
größtmögliches Publikum als Zielgruppe für 
Werbebotschaften zu erreichen. 

Das US-Geschäftsmodell formt  
auch Europas Öffentlichkeit 

Europa hat sich, wenigstens teilweise, 
schon früh dazu entschlossen, einen 
anderen Weg zu gehen. Anstelle eines völlig 
durchkommerzialisierten Mediensektors ist 
hier das am meisten verbreitete Modell das 
des öffentlich finanzierten oder zumindest 
öffentlich regulierten Rundfunks, das 
darauf abzielt, den öffentlichen Diskurs 
demokratischen Werten und Prinzipien 
entsprechend zu gestalten. Wie das Beispiel 
der Pressegrossisten in Deutschland zeigt, 
wurden sogar Regeln für solche Sektoren 
innerhalb der Medienindustrie geschaffen, 
die vollständig kommerziell organisiert 
sind. Nichtsdestotrotz erleben wir heute, 
dass das US-Modell einer vollständig 

durchkommerzialisierten Medienwelt dabei 
ist, die europäische Infrastrukturpolitik zu 
unterlaufen. Die digitalen Kanäle von Google, 
Facebook und anderen Anbietern nehmen in 
unserer öffentlichen Sphäre mehr und mehr 
Raum ein. 

In den Geschäftmodellen digitaler Medien 
ist Zentralisierung sogar noch stärker 
verankert als im Fall von Radio und 
Fernsehen. Die Empfehlungssysteme, auf 
denen sowohl Suchmaschinen wie soziale 
Netzwerke aufbauen, funktionieren nach 
dem Prinzip: „Erfolgreiche werden immer 
erfolgreicher.“ (Auch bekannt als Matthäus-
Effekt, benannt nach einem Satz aus dem 
Matthäusevangelium: „Denn wer da hat, 
dem wird gegeben, dass er die Fülle habe; 
wer aber nicht hat, dem wird auch das 
genommen, was er hat.“) In den digitalen 
Medien generiert Popularität, noch mehr 
Popularität. In dieser Umgebung ist 

Erfolg in puncto Aufmerksamkeit oft ein 
Ergebnis von anfänglichem Glück oder 
cleverem Marketing. Ein Beispiel dafür 
ist der Kanal PewDiePie auf YouTube: Mit 
mehr als 27 Millionen Abonnenten und 
jährlichen Werbeeinnahmen in Höhe von 
sieben Millionen Dollar, ist PewDiePie 
nicht nur eine der beliebtesten Seiten auf 
YouTube, sondern vermutlich auch der 
erfolgreichste Kanal.5 Wie das Beispiel zeigt, 
gibt es für kommerzielle Akteure Anreize 
und Möglichkeiten, Medienstrukturen zu 
unterlaufen, die zumindest in der öffentlichen 
Wahrnehmung ursprünglich dazu da waren, 
Amateuren die Verbreitung ihrer Inhalte zu 
ermöglichen. 

Doch noch einmal: Das Internet treibt die 
Entwicklung nur voran. Es ist für diese 

Zentralisierungsprozesse nicht verantwortlich 
zu machen und ganz sicher nicht „der Feind“. 
Während es Medieninhalten, die nach 
Zwängen des US-Marktes geschaffen wurden, 
die Tür öffnet, ermöglicht es zugleich, das 
Rad der Zeit quasi zurückzudrehen und noch 
einmal von vorn mit der Erschaffung von 
Plattformen für öffentliche Kommunikation 
zu beginnen, die auf ähnliche Weise 
amateurhaft sind, wie es die frühen Zeitungen 
und Radiosender waren. Und ähnlich wie bei 
Zeitungen, Radio und Fernsehen werden wir 
entweder durch entschlossenes Handeln oder 
durch Zurücklehnen und den Dingen ihren 
Lauf lassen über die Zukunft der immer noch 
im Wachstum begriffenen digitalen Medien 
entscheiden. 

(Photo: Istockphoto/Getty Images)
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Prof. Jeanette Hofmann. Honorarprofessorin für 
Internetpolitik am Zentralinstitut für Weiterbildung der 
Universität der Künste Berlin; Leiterin der Projektgruppe 
Politikfeld Internet am  Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozialforschung; Direktorin am Alexander von Humboldt 
Institut für Internet und Gesellschaft (HIIG)

“We Alles in allem betrachtet, sollten wir an die Netzöffentlichkeit keine 
höheren Anforderungen stellen als an die traditionellen Massenmedien. 
Es gibt zum Beispiel keine Regel, die Tageszeitungen oder Printmagazinen 
vorschreibt, in politischer Hinsicht neutral zu sein. Statt das Internet als 
eine Gefahr für die Sphäre der Öffentlichkeit zu betrachten, sollten wir 
vielmehr die Trade-offs mit einberechnen, die dadurch entstehen, dass 
neue Nachrichtendienste und nutzergenerierte Inhalte heute das Angebot 
der traditionellen Medien ergänzen. Selbst wenn „Neutralität“ für das 
einzelne Medium nicht garantiert werden kann, so haben die Bürgerinnen 
und Bürger doch ausreichend Gelegenheit, sich aus verschiedenen Quellen 
zu informieren. Damit die Diversität von Inhalten gewährleistet ist, muss 
jedoch eines gegeben sein: die Bewahrung der Netzneutralität. 

Photo: David Ausserhofer

“Diversität 
von Inhalten 

steht und 
fällt mit

Netzneutral-
ität.”

Regulierung erzeugt Offenheit 

Wie im Fall der älteren Technologien war 
auch die Evolution des Internets maßgeblich 
abhängig sowohl von den Dynamiken des 
Marktes wie vom Regelwerk der Gesetze. Im 
Jahr 1955 zwang die amerikanische Federal 
Communications Commission (FCC) 
den Telekommunikationsmonopolisten 
AT&T zuzulassen, dass Geräte von anderen 
Herstellern an das Netzwerk von AT&T 
angeschlossen werden durften. Die Befugnis 
für einen solchen Eingriff hatte die FCC durch 
den Communications Act von 1934 erhalten. 
Weil die Telefonleitung in den Worten der US-
Gesetzgebung als „common carrier“ (und somit 
als öffentliche Infrastruktur) definiert wurde, 
konnte der FCC den Betreiber der Leitungen 
AT&T zur Einhaltung bestimmter Standards 
der Nichtdiskriminierung und des öffentlichen 
Interesses verpflichten. Gemäß diesen 
Prinzipien konnte der FCC verfügen, dass 
Anwendungen von Fremdanbietern der Zugang 
zum Telefonnetz nicht verwehrt werden dürfe. 
Das erste Gerät, das von der neuen Regelung 
profitierte, war das Carterfone: Ein Apparat, 
der es einer Person an einem Ende einer 
Zwei-Wege-Radioverbindung (bei der beide 
Parteien sowohl senden wie auch empfangen 
können) ermöglichte, auf manuellem Weg eine 
Verbindung zu einem Telefon herzustellen 
und somit die beiden Medien miteinander zu 
verbinden. Ein anderes Gerät war das Hush-
a-Phone: Ein Telefon, das mit einer großen, 
trichterförmigen Sprechmuschel ausgestattet 
war, damit Umgebungsgeräusche nicht in die 
Hörmuschel eindringen und der Sprecher in 
der Öffentlichkeit telefonieren konnte, ohne 
dass Umstehende mithören konnten, was er 
sagte. Die Entscheidung des FCC von 1956 
fand aber auch Anwendung bei Faxgeräten, 

automatischen Anrufbeantwortern und 
schließlich beim 56k Modem, mit dem 
Nutzer via analogem Telefonanschluss eine 
Verbindung zum Internet herstellten. 

In Deutschland bestand noch Mitte der 
1990er Jahre der damalige Monopolist 
Deutsche Post darauf, dass Nutzer sich nur 
über die teuren und langsamen 56k Modems 
der Deutschen Post ins Internet einwählen 
konnten und der Verkauf und Gebrauch 
anderer Fabrikate in Deutschland verboten 
blieb.6 Ohne die Öffnung der bestehenden 
Kommunikationsinfrastrukturen für 
zunächst neue Geräte und später auch andere 
Dienstleister hätte sich das Internet, wie 
wir es heute kennen, niemals entwickeln 
können. Insofern war die Öffnung ein 
Erfolg von Regulierungsmaßnahmen, von 
Einschränkungen – und nicht das Ergebnis 
einer Laissez-faire Politik, wie man vielleicht 
denken könnte.7

Heute geht es in der Debatte um 
Netzneutralität erneut um die Frage, ob 
kommerzielle Akteure den Zugang zu 
öffentlich genutzter Infrastruktur einschränken 
dürfen. Befürworter von Netzneutralität 
befürchten, dass das Resultat von selbst 
nur positiver Diskriminierung durch die 
Telekommunikationsdienstleister (zum 
Beispiel indem sie einigen Anbietern schnellere 
Verbindungen gewähren als anderen) 
vergleichbar wäre mit dem Sterben der 
kleinen Zeitungen im 19. Jahrhundert oder 
der Amateurradiosendungen in den 1920er 
Jahren in den USA. Nicht kommerzielle 
Dienstleistungen und neue Angebote hätten auf 
dem Markt kaum eine Chance zu überleben.

Das offene Netz wurde durch Regulierung ermöglicht: Der 
US-Telekommunikationsmonopolist AT&T wurde 1955 von US-
Gerichten gezwungen, auch Anwendungen von Fremdanbietern 
den Zugang zum Telefonnetz zu gewähren. Dieses historische 
Urteil schaffte die Voraussetzungen dafür, dass in den 1990er 
Jahren Nutzer via analogem Telefonanschluss und 56k Modem 
eine Verbindung zum Internet herstellen konnten. 

THE CITIZENS’ INTERNET       11
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Anmerkungen zum Verständnis von 
“Netzneutralität”

Im wörtlichen Sinn steht der Begriff 
“Netzneutralität” für „das Prinzip, dass 
alle Arten von Inhalt und alle Absender 
und Empfänger von Informationen gleich 
behandelt werden.“8 Dieses Verständnis 
scheint jedoch gleichermaßen zu eng und zu 
weit zu sein. Zu weit, weil  Netzneutralität 
als Prinzip für technische Lösungen, 
mitnichten aus den Argumenten folgt, 
welche die Befürworter von Netzneutralität 
hervorbringen. Häufig zitiert wird ein Satz 
des Internetpioniers Vincent Cerf: „Wenn 
man Breitbandanbietern erlauben würde 
zu kontrollieren, was Leute online sehen 
und tun, würde das die Basisprinzipien 
unterminieren, die das Internet zu einem so 
großen Erfolg gemacht haben.“9 Cerf weist 
auf eine reale Bedrohung für das Internet 
hin: Die Gefahr, dass einzelne Akteure 
eine zu große Meinungsmacht ausüben 
könnten. Aber daraus folgt nicht, dass alle 
Daten gleich behandelt werden müssen 
oder die Gleichbehandlung aller Daten 
die beste Lösung ist, um Meinungsmacht 
zu kontrollieren. Notwendig ist ein klares 
Regelwerk, das verhindert, dass einzelne 
Akteure nach Gutdünken über Inhalte 
entscheiden. Der Erlass von Regeln jedoch, 
die eine unterschiedliche Behandlung 
für Klassen von Daten erlauben (was ein 
deutlicher Widerspruch zur Netzneutralität 
wäre), stände dem Ziel, Meinungsmacht zu 
kontrollieren, überhaupt nicht entgegen! 
Insofern ist ein Prinzip, nach welchem 
„alle Arten von Inhalt und alle Absender 
und Empfänger von Informationen gleich 
behandelt werden müssen“ zu weit gefasst.

Auf der anderen Seite ist das Prinzip 
aber auch zu eng, weil es allein 
auf die physikalische Struktur der 
Datenübermittlung fokussiert und 
Fragen zu Endgeräten oder Diensten wie 
Suchmaschinen und sozialen Netzwerken, 
Fragen zur Diversität von Inhalten und 
zu Arrangements der „Gewaltenteilung“ 
zum Zweck der Einschränkung der 
Meinungsmacht einflussreicher Akteure 
unberücksichtigt lässt. Ein Beispiel, mit 
dem Rebecca MacKinnon in ihrem Buch 
Consent of the Networked diesen Punkt 
illustriert, ist die Art und Weise, wie „Nicht-
Neutralität“ bei der Datenübermittlung 
relevant wird, wenn sie in Kombination mit 
„Nicht-Neutralität“ im Umgang mit Inhalten 
auftritt: Wenn ein Internetdienstanbieter 
(etwa ein Telekommunikationsdienstleister) 
einen Vertrag mit Facebook eingeht, 
der es seinen Nutzer gestattet, Facebook 
nutzen zu können, ohne dass dies auf ihr 
festgesetztes Datenkontingent, das sie gegen 
eine monatliche Gebühr beim Surfen im 
Internet verbrauchen dürfen, angerechnet 
wird (so wie bereits in vielen Ländern von 
Mobilfunkanbietern praktiziert), dann ist 
für viele Nutzer der Anreiz, über Facebook 
Informationen zu empfangen, größer als bei 
anderen Medien. Damit einher geht jedoch, 
dass sie den Umgang mit Inhalten und andere 
Praktiken, die Facebook seinen Nutzern 
aufzwingt, akzeptieren müssen. Tatsächlich 
sind die Geschäftsbedingungen von Facebook 
alles andere als „neutral“. In vielen Ländern, 
in denen die Regierung Bürger politisch 
unterdrückt, sind sie ein Problem. Facebook 
verlangt beispielsweise, dass Nutzer sich 
mit ihrem echten Namen anmelden – was 
Menschenrechtsaktivisten in einigen 

Ländern besser nicht riskieren sollten, wie 
das aktuelle Beispiel des arabischen Bloggers 
Raif Badawi zeigt: Er wurde zu zehn Jahren 
Gefängnis und 1.000 Peitschenschlägen 
verurteilt, nachdem er eine Webseite für 
gesellschaftliche und politische Debatten ins 
Leben gerufen hatte. Ein Pseudonym wäre in 
diesem Fall kein Ausweg, denn dann könnte 
die Facebook-Präsenz wegen Verletzung der 
Geschäftsbedingungen jederzeit vom Netz 
genommen werden. 

Weitere Probleme erwachsen im Zuge 
künftiger technologischer Entwicklungen. 
Bereits im Jahr 2020 wird das Internet einen 
immensen Zuwachs an Bandbreite aufweisen, 
der größtenteils durch den Ausbau mobiler 
Übertragungswege entsteht. (Tausend Mal 
mehr Datenverkehr als heute – das ist der 
Plan für die sogenannte fünfte Generation 
kabelloser Kommunikationssysteme, 
genannt „5 G“.10) Cloud Computing 
wird weit verbreitet sein. Der größte 

Teil des Datenverkehrs wird nicht von 
Menschen verursacht werden, sondern 
von Maschinen, die miteinander durch 
die digitale Architektur des „Internets 
der Dinge“ (auch bekannt als „Ubiquitous 
Computing“) vernetzt sind. Straßenverkehr 
und Transportwesen, menschliches 
Miteinander in dicht bevölkerten städtischen 
Gebieten, anspruchsvolle „virtuelle“ 
Bürotechnologie und Umweltmonitoring: 
All dies wird in hohem Maße internetbasiert 
sein. Filtermethoden, die auf künstlicher 
Intelligenz aufbauen, werden weithin in 
Gebrauch sein, um die verschiedensten 
Arten von Daten aufzubereiten und 
automatisierte Abläufe innerhalb von 
Netzwerken zu kontrollieren.11 All dies hat 
auch Implikationen hinsichtlich der Werte 
und strategischen Ziele die, wenn auch zum 
Teil unausgesprochen, mit der sogenannten 
Netzneutralität einhergehen. Ein Problem ist 
allerdings, dass es nicht einfach zu erfassen 
oder vorherzusagen ist, in welchem Abschnitt 
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der technologischen Entwicklung diese 
Probleme aufkommen werden. 

Nicht nur auf die Kabel schauen

Nur, wenn man die einzelnen Teile 
miteinander verbindet, ist man in der Lage, 
das Gesamtbild zu erkennen. Dann wird 
ersichtlich, welche Politikmaßnahmen 
geeignet sein könnten, um zu gewährleisten, 
dass auch zukünftige Infrastrukturen noch 
unseren Vorstellungen von demokratischer 
Meinungsbildung entsprechen. Ein solcher 
breiterer Ansatz ist ein anderer Weg, 
als ihn die Politik heute beschreitet. Im 
allgemeinen (und besonders im Hinblick 
auf „Netzneutralität“) bewegen sich 
politische Entscheider entweder innerhalb 
bestehender juristischer Kategorien (so wie 
der kategorischen Unterscheidung zwischen 
Telekommunikationsgesetzgebung und 
Medienpolitik) oder technologisch definierten 
Handlungsfeldern.12 Einerseits hat dies 
einen guten Grund: Für die Entstehung des 
Internets war es von großem Vorteil, dass die 
unterschiedlichen Technologieebenen einer 

generellen Regel folgend so angelegt wurden, 
dass jede Ebene unabhängig von der anderen 
funktioniert. Doch um unseren Weg in eine 
Zukunft zu steuern, die nicht nur technische 
Funktionalität garantieren soll, sondern auch 
die Implementierung von demokratischen 
Kernwerten, ist das Prinzip der funktionalen 
Differenzierung nicht besonders hilfreich. 
In den Worten des Harvard-Jura-Professors 
Jonathan Zittrain (The Future of the Internet – 
And How to Stop it, 2008): 

“Eine solche Modularität in Sachen Kompetenz 
und Zuständigkeit der verschiedenen 
Stakeholder war ursprünglich nützlich 
und eine folgerichtige Erweiterung der 
Architektur des Internets. Modularität 
heißt: Netzwerkexperten mussten keine 
Computerexperten sein und umgekehrt. Aber 
die Trennung der Verantwortlichkeiten, die 
so gut für das technische Design funktioniert, 
lässt unsere Fähigkeit verkümmern, die 
künftige Entwicklung der angewandten 
Informationstechnologie zu überblicken.”13 

Soziale Interaktion

Inhalte

Anwendungen

Internetdienstleister

Protokolle (TCP/IP)

Physische Infrastruktur  
(Kabel)

Was oft als “das Internet” bezeichnet wird, ist ein Komplex, der aus verschiedenen Schichten von Technologie, Geschäftsmodellen und 
Software-Interaktion besteht. Die Grenzen dieses Komplexes sind fast unmöglich zu bestimmen, weil „das Internet“ den Alltag fundamental 
und auf mannigfaltige Weise durchdringt. (Eigene Darstellung.)

Wir sollten sogar die Rede von dem einen 
Internet aufgeben. Für Zwecke der Politik 
jedenfalls hat der Begriff eines Internets 
mit zwischen klar definierten Endpunkten 
eingebetteten strukturellen Arrangements 
seinen Nutzen verloren. Cloudbasierte 
Software, welche die fortwährende 
Veränderung von Software-Code und 
Nutzungsbedingungen ermöglicht; die 
Einschränkung der Nutzung von Inhalten 

auf PCs durch Digital Rights Management; 
Endgeräte, die bestimmen, welche Arten 
von Handlungen Nutzer ausführen und 
auf welche Inhalte sie zugreifen können; 
Inhaltedienste wie Suchmaschinen und 
soziale Medien: Sie alle sind Bestandteile 
des Netzwerkes, das unsere gemeinsame 
öffentliche Sphäre darstellt. 

Prof. Dr. Marion Albers. Professorin für Öffentliches Recht, 
Informations- und Kommunikations-recht, Gesundheitsrecht 
und Rechtstheorie an der Universität Hamburg

“Das, was einmal unter dem Begriff der „öffentlichen Meinung“ 
zusammengefasst wurde, hat praktisch aufgehört zu existieren. Klar 
erkennbare Grenzen, wie jene zwischen Rundfunk und Presse, verschwinden 
in Zeiten der Medienkonvergenz. Doch das Hauptproblem besteht darin, 
dass die öffentliche Meinung nicht mehr länger mit den Massenmedien 
gleichgesetzt werden kann, so wie dies in der Vergangenheit der Fall war. 
Obwohl es im Rückblick so scheint, als ob die Gleichsetzung der öffentlichen 
Meinung mit den Massenmedien niemals eine besonders zufriedenstellende 
Lösung gewesen ist, stellte diese zumindest einen Ausgangspunkt für 
politische und juristische Diskurse bereit. Heute ist mit den sozialen 
Netzwerken eine klare Unterscheidung zwischen Massenmedien und 
Medien, die für die individuelle Kommunikation verwendet werden, nicht 
mehr möglich. Wenn wir versuchen, das Phänomen der „öffentlichen 
Meinung“ zu umreißen, sollten wir nicht nur auf das Fernsehen, das Radio 
und die Printmedien schauen, sondern ebenso auf Suchmaschinen, soziale 
Netzwerke und auf strukturelle Funktionen wie das „Liken“. Wir müssen 
auch die juristischen Begriffe schärfen, die wir früher verwendet haben, 
um die öffentliche Meinungsbildung zu regulieren. Meinungsfreiheit zum 
Beispiel ist sicherlich eine wichtige Voraussetzung für das Wohlfunktionieren 
einer vernetzten Öffentlichkeit. Aber wir müssen die Bedeutung eines 
solchen Begriffes genauer definieren, als wir dies zuvor getan haben. 
In der Vergangenheit haben wir uns nur darum gekümmert, inwiefern 
die Verfügbarkeit von und der Zugang zu Informationen notwendige 
Voraussetzungen für die demokratische Meinungsbildung sind. Im Zeitalter 
der Netzöffentlichkeit, in der praktisch jeder Informationen im Internet 
veröffentlichen kann, werden wir auch einen Blick darauf werfen müssen, 
wie Daten verarbeitet und wie Informationen priorisiert werden.   

“Wir  
müssen 

auch die 
juristischen 

Begriffe 
schärfen.”

Photo: Universität Hamburg
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„Öffentlichkeit“ ist nicht mehr identisch 
mit den Massenmedien. Nicht nur, dass 
Interaktionen auf sozialen Netzwerken 
wie Facebook oder Twitter zur öffentlichen 
Kommunikation hinzugezählt werden 
müssen. Darüber hinaus sind auch 
die Grenzen der öffentlichen Sphäre 
verschwommen. Die Frage, welche 
Phänomene überhaupt relevant sind, lässt 
sich nicht mehr so einfach beantworten.

Suchmaschinen spielen gewiss eine 
herausragende Rolle und ebenso die virale 
Verbreitung von Inhalten wie YouTube-
Filmen oder Twitter-Nachrichten. Deshalb 
können sogar Inhalte, die in der Peripherie 
des Netzwerkes kursieren, strategische 
Bedeutung erhalten, weil es immer möglich 
ist, dass auch entlegene Online-Inhalte 
von den Massenmedien und ihren Online-

Organen aufgegriffen und einer großen 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.14 

Was gehört noch dazu? In China werden 
politisch gefärbte Arthouse-Filme über 
Peer-to-Peer Netzwerke verbreitet; auf 
diese Weise wird die staatliche Zensur 
umgangen, die bei Diensten wie YouTube stets 
präsent ist.15 Sollten deshalb Peer-to-Peer 
Netzwerke (und die Software-Architektur 
und die Verträge zwischen Endnutzern und 
Internetdienstleistern, welche Peer-to-Peer 
Datenverkehr möglich machen) als ein 
Rückgrat der öffentlichen Sphäre betrachtet 
werden? Ein anderes Beispiel: Wenn der 
Europäische Gerichtshof entscheidet, dass 
Endnutzer von Google verlangen können, 
dass Inhalte, die ihr Recht auf Privatsphäre 
verletzen, aus den Suchergebnissen 
entfernt werden – ist nicht auch das ein 

konstituierendes Element der öffentlichen 
Sphäre? Wo soll man anfangen? Wo aufhören? 

Dieser Report unternimmt einen 
ersten Schritt, die Teile des Puzzles 
zusammenzusetzen. Er wird von 
verschiedenen Blickrichtungen beleuchten, 
wie man die Sphäre der Öffentlichkeit 
im Zeitalter digitaler Technologien 
umreißen kann, und welche Kriterien 
und technologischen Endpunkte 
beim Nachdenken über geeignete 
Politikmaßnahmen in Betracht gezogen 

werden sollten. All dies basiert auf der 
Annahme, dass politisches Handeln 
notwendig sein wird, um sicherzustellen, 
dass wir weder jene Prinzipien aus dem 
Blick verlieren, die bislang die europäische 
Medienpolitik geprägt haben, noch jene 
Werte außer Acht lassen, die unlösbar mit 
der Idee eines Internets verknüpft sind, das 
nicht rein kommerziellen Zwecken dienen 
soll, sondern Offenheit bewahrt sowohl 
für bereits existierende wie für neue, heute 
noch unbekannten Formen der öffentlichen 
Meinungsbildung.

(Photo: Istockphoto/Getty Images)

(Photo: Istockphoto/Getty Images)
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Infrastruktur 
für öffentliche 
Kommunikation

Fangen wir mit einem unkomplizierten 
Vorschlag an: Online-Tools und –
dienstleistungen für öffentliche 
Kommunikation sollten als öffentliche 
Infrastruktur betrachtet werden. Als solche 
sollten sie Gegenstand der Lizensierung durch 
Regierungsbehörden werden. Taxifahrer 
zum Beispiel müssen jeden Fahrgast 
befördern, zu jedwedem Zielort innerhalb 
der Beförderungsgrenzen, die zwischen den 
Taxiunternehmen und den lokalen Behörden 
vereinbart wurden, obwohl sie in keiner 
Hinsicht eine „öffentliches Unternehmen“ 
betreiben. 

Es gibt in den nationalen Gesetzgebungen 
unterschiedliche Begriffe für diese Art 

von Arrangements. In den USA spricht 
man von „common carriers“. Der 
Begriff bezeichnet eine Dienstleistung 
(zum Beispiel eine Transport- oder 
Kommunikationsdienstleistung), die für 
die allgemeine Öffentlichkeit unter einer 
behördlichen Lizenz bereitgestellt wird. In den 
Ländern Europas firmiert das entsprechende 
Äquivalent als „public service“ – ein Begriff, 
der vor allem im Kontext der Versorgung mit 
kommunalen Infrastrukturen Verwendung 
findet (eingeschlossen der Versorgung mit 
Frischwasser, der Abwasserentsorgung und 
Stromversorgung oder der Versorgung 
mit Telekommunikationsdienstleistungen 
und öffentlich-rechtlichem Rundfunk). In 
Frankreich spricht man von „service public“; 
bei uns in Deutschland von “Daseinsvorsorge” 
und „Grundversorgung“. 

Es gibt eine große Bandbreite an 
Dienstleistungen, für die man den Status einer 

öffentlichen Infrastruktur einfordern könnte. 
In unserem Fall geht es um Infrastrukturen 
für öffentliche Kommunikation. Dieser 
Fokus zumindest ergibt sich sowohl 
aus medienpolitischer Perspektive als 
auch aus Gründen der Kontrolle von 
Meinungsmacht. Doch eine Einschränkung 
erscheint angebracht: Obwohl die Begriffe 
noch weithin in Gebrauch sind, stehen 
„Daseinsvorsorge“ und „public services“ 
historisch in enger Verbindung mit einem 
Verständnis des Staates als Versorger von 
(meist kommunalen) Dienstleistungen. Ich 
möchte vorschlagen, im Zusammenhang 
mit der Bereitstellung von Infrastrukturen 
für öffentliche Kommunikation stattdessen 
von einer „Infrastrukturgewährleistung“ zu 
sprechen.16 Der Begriff “Gewährleistung” lässt 
es explizit offen, wer als Versorger auftritt – 
solange bestimmte Regeln Beachtung finden, 
die von der Regierung erlassen wurden.

Wie sollte eine Gewährleistung 
von Infrastruktur für öffentliche 
Kommunikationsplattformen aussehen? Die 
Antwort ist einfach: So, dass die Integrität der 
öffentlichen Sphäre garantiert ist. Was sind 
die entscheidenden Elemente, die in Betracht 
gezogen werden müssen, damit die öffentliche 
Sphäre gut funktioniert?

Die gegenwärtige Öffentlichkeit ist vor allem 
durch ihren netzwerkartigen Charakter 
gekennzeichnet. Sie ist eine Netzöffentlichkeit. 
Das heißt: Die Definition von „Öffentlichkeit“ 
sollte breit genug sein und nicht nur die 
traditionellen Massenmedien erfassen, 
sondern ebenso die sozialen Netzwerke und 
andere Formen der Kommunikation, die 

auf Peer-to-Peer produzierten und geteilten 
Inhalten basieren.17 Dabei geht es nicht nur 
um eine definitorische Bestimmung. Auch 
Werturteile spielen eine entscheidende Rolle. 
Die Aufgabe, könnte man sagen, ist keine 
geringe als eine Übersetzung 

“von Prinzipien der Fairness und der 
prozeduralen Angemessenheit, die für 
liberale Demokratien bislang wichtige 
Analysewerkzeuge waren, in eine neue Ära, 
in der private Akteure und Gruppen in 
mehr oder weniger hierarchischer Ordnung 
zusammenkommen, um gemeinsam die 
Probleme zu lösen, die sie im digitalen Raum 
vorfinden.“18 

Einem Vorschlag des Jura-Professors und 
Fachbereichsleiters am Berkman Center 
for Internet & Society an der Harvard 
University Yochai Benkler folgend19 möchte 
ich den Begriff “Plattform für öffentliche 
Kommunikation” verwenden. Obwohl er ein 
wenig vage ist, dient er doch als nützliches 
Dach, unter dem sowohl althergebrachte 
Massenmedien wie Zeitungen als auch  
digitale Kommunikationsdienste wie 
Facebook oder Twitter versammelt werden 
können. Aber auch eine Institution wie ein 
Parlament kann als „Plattform“ betrachtet 
werden. Hinter der Einführung des Begriffs 
steht die Hypothese, dass Zeitungen, soziale 
Netzwerke und Parlamente wesentliche 
Eigenschaften gemeinsam haben. Die 
wichtigste Gemeinsamkeit ist, dass alle 
in Verbindung zur Öffentlichkeit stehen. 
Darüber hinaus weisen sie aber auch 
strukturelle Ähnlichkeiten auf. Unabhängig 
davon, mit welcher Art von Plattform 

(Photo: Istockphoto/Getty Images)
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man es zu tun hat: Es sind immer die 
gleichen Gestaltungsdimensionen, die 
zum Tragen kommen, wenn es um die 
Funktionsfähigkeit einer Plattform in der 
öffentlichen Sphäre geht. 

Die nachfolgend aufgeführten fünf 
Gestaltungsdimensionen können 
herangezogen werden, um das Funktionieren 
einer Kommunikationsplattform zu 
bewerten. Sie sind Ausgangspunkte für 
kritische Fragen. Jede der fünf Dimensionen 
dient darüber hinaus als Anhaltspunkt, 
um die Integrität der öffentlichen Sphäre 
insgesamt oder Gruppen von Plattformen 
zu beurteilen. Der Blick auf Gruppen 

von Plattformen kann hilfreich sein, weil 
Schwächen einer Plattform von Stärken 
anderer Plattformen kompensiert werden 
können. 

Ich möchte fünf Gestaltungsdimensionen 
unterscheiden, die für ein gutes 
Funktionieren der vernetzten öffentlichen 
Sphäre ausschlaggebend sind: 
•	 Themenaufnahme
•	 Priorisierung
•	 Qualitätskontrolle 
•	 Meinungssynthese
•	 Wirksame Vertretung öffentlicher 

Interessen.20

Die fünf für die vernetzte öffentliche Sphäre relevanten 
Gestaltungsdimensionen und ihre Platzierung im Prozess der 
öffentlichen Meinungsbildung. Wie Parameter in jeder der 
Dimensionen gesetzt werden, hat einen Einfluss darauf, wie gut die 
vernetzte Öffentlichkeit hinsichtlich der Werte Meinungsfreiheit, 
öffentliche Teilhabe, Liberalität, Privatheit und öffentliche 
Rationalität funktioniert (siehe Anhang). 

Die vielen Bedrohungen 
der Neutralität

Netzneutralität neu überdacht

Das Schema der fünf Gestaltungsdimensionen 
hilft, kritische Fragen zur Netzneutralität 
und andere politische Themen zu 
formulieren. Geht es um das Funktionieren 
von Plattformen berührt Netzneutralität 
die Dimension der Aufnahme, insofern 
die Verfügbarkeit von Inhalten und 
Mediendienstleistungen direkten Einfluss 
darauf hat, welche Angelegenheiten 
geäußert und vernommen werden können. 
Infolgedessen hat Netzneutralität ebenso 
einen Einfluss auf die Ombudsmann-
Funktion (wenn man davon ausgeht, dass eine 
begrenzte Zugänglichkeit von Informationen 
diese Informationen in den Augen politischer 
Entscheider als weniger relevant erscheinen 
lässt). 

Die Kontroverse um Netzneutralität dreht 
sich hauptsächlich um die Frage, ob es 
Internetdienstleistern (ISPs) erlaubt sein 
sollte, zum einen von Anbietern wie Google 
oder Facebook, die ihre Datenleitungen 
nutzen, Gebühren zu verlangen, und zum 
anderen bestimmte Medieninhalte, die den 
Endverbraucher erreichen, zu priorisieren. 
Befürworter von Netzneutralität behaupten, 
dass nur eine nicht diskriminierende 
Behandlung von Inhalten durch die 
Internetdienstleister die Integrität der 
öffentlichen Sphäre gewährleisten und 
den sozialen Charakter des Netzes (im 
Gegensatz zu dessen ebenfalls erkennbaren 
kommerziellen Charakter) bewahren kann.21 
Gegner von Netzneutralität führen ins Feld, 
dass die Priorisierung einiger Inhalte (zum 
Beispiel die Priorisierung von im Streaming-
Verfahren online zugänglichen Filmen, 
wie im Fall einer vor kurzem getroffenen 

Beispiele Beim Parlament ist die Dimension der Themenaufnahme äquivalent mit den Mechanismen 
und Regeln, die festlegen, welche Themen auf die Agenda von Parlamentssitzungen kommen. 
Priorisierung geschieht durch die Festsetzung von Zeitbudgets sowie durch andere Instrumente (wie 
die Einrichtung von Kommissionen für Angelegenheiten, die das Parlament als besonders dringlich 
erachtet). Qualitätskontrolle wird durch die wissenschaftlichen Mitarbeiter der Abgeordneten und 
den wissenschaftlichen Dienst des Parlamentes ausgeübt. Die Meinungssynthese erfolgt im Parlament 
durch Abstimmungen. Die Vertretung und Durchsetzung öffentlicher Interessen wird durch die in der 
Verfassung festgelegten Mitspracherechte der Volksvertreter bei Regierungsentscheidungen geregelt.
Im Fall sozialer Netzwerke wie Twitter oder Facebook wird die Themenaufnahme durch die Art von 
Nachrichten bestimmt, die Nutzer veröffentlichen können (eingeschlossen Bewertungen wie „Likes“) 
und durch Filteralgorithmen, die festlegen, welche Inhalte welchen Nutzergruppen zugänglich 
gemacht werden. Für das Priorisieren von Beiträgen hinsichtlich ihrer politischen Ausrichtung 
halten soziale Netzwerke keine anderen Instrumente bereit als die Messung der Popularität von 
Nachrichten. Eine gewisse Qualitätskontrolle wird durch die Kommentare zu einzelnen Beiträgen 
ausgeübt. Meinungssynthese geschieht durch Bewertungen („Likes“), welche die Funktion einer 
Abstimmung übernehmen; sie kann aber auch durch eine semantische Analyse der in den Beiträgen 
und Kommentaren ausgedrückten Meinungen erfolgen. Instrumente zur Durchsetzung öffentlicher 
Interessen gibt es auf Facebook oder Twitter nicht, obwohl beide Plattformen innerhalb der 
öffentlichen Meinungsbildung faktisch eine gewisse Vertretung öffentlicher Interessen erfüllen
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Vereinbarung zwischen dem Anbieter Netflix 
und dem Internetdienstleister Comcast in den 
USA) den Konsumenten Vorteile bringen und 
keineswegs eine Bedrohung der Integrität der 
öffentlichen Sphäre darstellen. 

Welcher Grad von Universalität oder 
Nichtdiskriminierung notwendig ist, um 
Netzneutralität zu garantieren, lässt sich nicht 
leicht bestimmen. Wie jüngere Debatten 
zeigen, gibt es bereits bei technologischen 
Problemen wie der Netzwerkverwaltung 
viele Gründe von zu streng definierten 
Regeln der Neutralität abzusehen.22 Was die 
Sphäre der Öffentlichkeit betrifft, so liegt die 
Schwierigkeit darin zu beurteilen, welche 
Abweichung von einer strengen Auslegung 
der Neutralität die Integrität des Internets 
als Plattform für öffentliche Kommunikation 
beeinträchtigen würde. 

Ein Beispiel: Sicherlich ist es störend, wenn 
ein Film, den man sich (im Streaming-
Verfahren) in einer Online-Mediathek oder 
auf YouTube anschaut, ständig stockt, weil 
die Datenübertragung überlastet ist. Die 
Einrichtung sogenannter Spezialdienste 
könnte für dieses Problem eine Lösung sein: 
Kommerzielle Internetdienste, die eigens 
für das Streaming von Filmen oder anderen 
Inhalten wie Anwendungen der Telemedizin 
geschaffen und über bessere Datenleitungen 
verfügen als das herkömmliche 
Internet. Doch die Einrichtung solcher 
Spezialdienste hat ihren Preis. Innerhalb des 
Servicebereiches der Spezialdienste hätte 
man zwar eine deutlich verbesserte Qualität 
der Ton- und Bildübertragung. Andererseits 
könnten die Betreiber der Spezialdienste 
uneingeschränkt bestimmen, welche Inhalte 
online zugänglich sind und welche nicht. 

Unterm Strich würde dies für die digitale 
Öffentlichkeit einen deutlichen Einschnitt 
bedeuten. Möglicherweise jedoch gibt es 
noch andere Optionen. Es ist beispielsweise 
nicht ausgeschlossen, dass es technisch 
möglich sein könnte, Bewegtbildinhalte 
in guter Qualität durch das herkömmliche 
Internet zu verbreiten, ohne dass dadurch die 
Auslieferung anderer Inhalte merkbar leidet. 
Mit anderen Worten: Es wäre denkbar, dass 
die Neutralität hinsichtlich Informationen 
(in dem nicht auf „Daten“ reduzierten 
Alltagsverständnis des Begriffs) andere 
Lösungen als Netzneutralität (im engen 
technischen Sinn) erlaubt. 

Ein anderes Beispiel: Die Deutsche Telekom 
bietet ihren Kunden der Mobilfunksparte zu 
Sonderkonditionen Zugang zu dem Musik-
Streaming-Dienst Spotify an. Die Nutzung 
von Spotify wird nicht auf das maximale 
Datenvolumen angerechnet, das in den 
Verträgen mit Endnutzern definiert ist und 
beim Herunterladen von Inhalten aus dem 
Internet verbraucht werden kann. Strittig 
ist die Frage, ob diese Art von positiver 
Diskriminierung von Spotify bereits eine 
Bedrohung für die Integrität der öffentlichen 
Sphäre darstellt. Man könnte zum Beispiel 
argumentieren, dass das Streaming von 
Musik lediglich der Unterhaltung dient 
und deshalb politisch relevanten Inhalten 
nicht in die Quere kommt. Gegen dieses 
Argument können jedoch mehrere 
Einwände vorgebracht werden: Erstens gibt 
es zwischen verschiedenen Medien und 
Arten von Inhalten einen Wettbewerb um 
die Aufmerksamkeit der Konsumenten. Ein 
einfaches Beispiel: Für viele Nutzer nimmt 
die Lektüre von Twitter-Inhalten zu Themen, 

auf die sie sich spezialisiert haben, jene Zeit 
in Anspruch, die sie früher auf das Lesen 
einer Tageszeitung verwendet haben. Ähnlich 
könnte auch die positive Diskriminierung 
von Spotify den Effekt haben, dass andere 
Informationsquellen weniger häufig 
verwendet werden. 

Zweitens sind Musik (und auch Filme) 
nicht notwendig „nur Unterhaltung”. Die 
zahlreichen Proteste und Demonstrationen 
gegen das Anti-Produktpiraterie-
Handelsabkommen ACTA zum Beispiel 
sind hauptsächlich durch Musikvideos 
auf YouTube angestoßen worden, die im 
Internet virale Verbreitung gefunden haben.23 
Wir können heute noch nicht absehen, 
wie zukünftige politische Kampagnen, 
die Bild- und Toninhalte beinhalten, 
verbreitet werden. Wie bereits erwähnt, 
werden in China politisch gefärbte Filme 
mit künstlerischem Anspruch auf Peer-
to-Peer Netzwerke getauscht; auf diese 
Weise umgehen die Nutzer die staatliche 
Zensur, die bei Diensten wie YouTube stets 
präsent ist.24 Das Hochladen von großen 
Datenvolumen jedoch, das für den Betrieb 
von Peer-to-Peer Tauschnetzen notwendig 
ist, könnte dann zu einem Problem werden 
(und ist in der Tat bereits ein Problem), 
sobald Internetdienstleister beginnen, das 
Übertragen von Daten aus welchen Gründen 
auch immer zu drosseln. 

Was man heute sagen kann, ist, dass die 
Diskriminierung von bestimmten Bild- 
und Toninhalten die Möglichkeit der 
Unterdrückung von Informationen, die 
von großer Relevanz für die öffentliche 
Meinungsbildung sind, in sich trägt. 

(Photo: Istockphoto/Getty Images)
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Eine Unterdrückung von Inhalten ist 
wahrscheinlicher in Situationen, in 
denen ein einziger Dienstleister als De-
facto-Monopolist den Markt beherrscht. 
Positive Diskriminierung von Anbietern 
wie Spotify durch einen marktführenden 
Internetdienstleiser wie die Deutsche Telekom 
könnte leicht zu einem De-facto-Monopol 
führen. Aus all dem folgt freilich nicht 
zwingend, dass die positive Diskriminierung 
von Spotify tatsächlich die Integrität der 
öffentlichen Sphäre gefährdet. Zu viele 
hypothetische Annahmen sind involviert. 
Dennoch könnte man behaupten, dass 
es aufgrund des innovationsgetriebenen 
Charakters der Internetwirtschaft wichtig ist 
sicherzustellen, dass Formen des politischen 

Wahlkampfes und der Meinungsbildung nicht 
durch das Marktumfeld erschwert werden. 
Folglich, so das Argument weiter, sollte ein 
dem Gedanken der Netzneutralität zugrunde 
liegendes allgemeines Prinzip des offenen 
Zugangs (universal access) unbedingt auch 
im Fall von Spotify gelten: Wenn Risiken 
nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden 
können, dann sollte offener Zugang die 
angemessene Standardlösung sein.25 

Betrachtet man Netzneutralität 
innerhalb des breiteren Kontextes der 
Gestaltungsdimension Themenaufnahme, 
dann verschiebt sich das Problem des offenen 
Zugangs gegenüber der ursprünglichen 
Fragestellung. Netzneutralität ist ein 

Vorschlag für eine politische Maßnahme, 
die in ausschließlich technischen Begriffen 
formuliert ist. Debatten über Netzneutralität 
werden über die technischen, wirtschaftlichen 
und juristischen Details geführt von 
Netzneutralität geführt. Offener Zugang 
ist in diesem Zusammenhang nur einer 
von verschiedenen Gründen, die man zur 
Verteidigung der Netzneutralität anführen 
kann. Debatten über offenen Zugang drehen 
sich dagegen um gewünschte Resultate 
(wie die Integrität der öffentlichen Sphäre) 
und um die verschiedenen Optionen, die 
verfügbar sind, um diese Resultate zu 

erzielen. Netzneutralität ist eine dieser 
Optionen. (Eine weitere Möglichkeit, 
Netzneutralität auf technischem Weg 
statt durch Regeln  zu lösen, sollte hier 
nicht ungenannt bleiben: die Einrichtung 
von kommunalen Netzwerken oder einer 
Gemeinschaftsbreitbandversorgung. Dieser 
Vorschlag wird beispielsweise von Susan 
Crawford, einer Expertin für Technologie an 
der Harvard University, gemacht.26)

John Palmesino,  
Territorial Agency-London

“Bei Netzneutralität muss ich daran denken, wie ein Kriegsschauplatz 
juristisch funktioniert. Es ist ein Territorium, ein räumliches Gebiet, in 
dem komplexe juristische Strukturen gelten, auf die sich die im Konflikt 
befindlichen Parteien einigen. Man kann das zum Beispiel in den 
Diskussionen über den militärischen Einsatz von Drohnen beobachten. 
Auch hier wird das Ideal einer „Neutralität“ heraufbeschworen. 
Gleichzeitig wird das Konzept des Territoriums ausgeweitet, von 
einer räumlich definierten Angelegenheit zu einer abstrakteren Idee. 
Mittlerweile definieren sich Staaten nicht mehr hauptsächlich durch 
ihre räumlichen Grenzen, sondern durch Verträge und Vereinbarungen. 
Die größte Herausforderung besteht meiner Ansicht nach darin, dass 
die Territorien, mit denen wir es heute zu tun haben, in vielen Fällen 
keine homogenen Räume mehr darstellen, sondern eher netzwerkartige 
Gebilde sind. Wir suchen immer noch nach Wegen, diese Netzwerke 
zu steuern. Ein Problem dabei ist, das viele Themen miteinander in 
Verbindung stehen. Der  britische Staatssekretär für Kultur und Medien 
in David Camerons Kabinett überlegte zum Beispiel, Mobilfunkanbieter 
zu verpflichten, innerhalb des Landes Roaming-Dienste anzubieten. 
Auf diese Weise sollte der Mobilfunkempfang in ländlichen Gegenden 
verbessert werden. Aber der Vorschlag traf auf heftigen Protest 
seitens der Innenministerin Theresa May. Roaming, so ihr Einwand, 
würde die Überwachung von Terroristen durch gesetzlich erlaubte 
Abhörpraktiken zu schwierig machen. In meinen Augen ist diese 
Denkweise bemerkenswert: Damit man in der Stadt Menschen, die des 
Terrorismus verdächtigt werden, besser beobachten kann, soll die gesamte 
Landbevölkerung Eingeständnisse machen!“

Photo: Valerie Bennett
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Kampf der Zersplitterung! 

Netzneutralität ist ein Weg, die 
Forderung nach offenen Zugang zu 
operationalisieren und eine Lösung für die 
Gestaltungsdimension „Themenaufnahme“ 
zu finden. Doch es könnte sich herausstellen, 
dass Netzneutralität am Ende einen zu engen 
Anwendungsbereich hat. Prognosen für 
das Internet nach dem Jahr 2020 gehen fast 
unisono davon aus, dass bereits in naher 
Zukunft „das Internet“ nur noch eines von 
vielen Netzwerken darstellen wird. Der 
größere Teil dieser zukünftigen Netzwerke 
wird sich in den Händen privater Eigentümer 
befinden.27 In einem solchen Szenario wird 
eine gesetzliche Regulierung im Sinne der 
Netzneutralität, wie wir sie heute kennen und 
nur auf das herkömmliche Internet beziehen, 
von beträchtlich verminderter Wirkungskraft 
sein. 

Dieses Phänomen ist in einen größeren 
Kontext eingebettet: des Trends in Richtung 
Fragmentierung oder Zersplitterung. (Der 
parallele Trend in Richtung Konvergenz 
wird weiter unten im Text behandelt.) 
Zersplitterung betrifft vor allem Netzwerke 
und Dienstleistungen. Die Nachfrage 
nach immer mehr Bandbreite wird sehr 
wahrscheinlich dazu führen, dass neue 
Netzwerke entstehen, die parallel zu 
dem, was wir heute als „das Internet“ 
bezeichnen, existieren werden. Netzwerke 
dieser Art sind als „virtuelle private 
Netzwerke“ bekannt – VPNs. Der steigende 
Bedarf an Datenübertragung im mobilen 
Bereich – Bestandteil der Gerät-zu-Gerät 
Kommunikationsarchitektur des Internets 
der Dinge ist wird bereits heute auf anderem 

technischen Wege geregelt und durch andere 
Gesetze und Verordnungen gesteuert als 
die Festnetzleitungen. Ebenso denkbar wie 
die Erweiterung des Mobilfunkbereiches 
wäre aber, dass Internetdienstleister neue 
Festnetzverbindungen aufbauen, zusätzlich 
zum „Internet“. Google Fiber etwa verspricht 
eine Verbindungsgeschwindigkeit, die bis 
zu hundertmal schneller ist als heutige 
Breitbandanschlüsse im Durchschnitt. In 
einigen Gegenden in den USA wird der 
Dienst bereits angeboten. Ein weiterer 
Grund für die wahrscheinliche Akzeptanz 
gesonderter und besser geschützter 
Netzwerke ist abgesehen von der 
Übertragungsgeschwindigkeit das Bedürfnis 
nach Sicherheit und Privatheit. 

Eine weitere Dimension möglicher 
Zersplitterung betrifft die Geräte, mit denen 
Nutzer sich mit dem Netzwerk verbinden 
(“device neutrality”). Bis heute ist der PC 
immer noch die am weitesten verbreitete 
Allzweckmaschine. Sei es auf der Arbeit oder 
zur Unterhaltung: Wir verwenden ein- und 
denselben Bildschirm für die Erstellung von 
Textdokumenten, für Bilanzierungen, die 
persönliche Kommunikation, das Netzwerken 
in sozialen Medien, für Spiele, zum Lesen 
und um Filme zu schauen. In dem Maße, 
in dem die Internetfähigkeit von Geräten 
steigt, ohne dass sie dafür an einen Computer 
angeschlossen werden müssen, werden 
Konsumenten dazu übergehen, anstelle 
der Universalmaschine PC spezialisierte 
Geräte mit eigener Software und eigenen 
Anwendungen, die auf die jeweilige Aufgabe 
zugeschnitten sind, zu benutzen. Der weit 
verbreitete Gebrauch von Tablets , iPads 

und anderen E-Lesegeräten zum Lesen 
von Onlineinhalten ist ein erster Schritt in 
diese Richtung. Die meisten dieser Geräte 
sind alles andere als „neutral“, wie das 
Beispiel von Amazons E-Buch-Lesegerät 
Kindle zeigt: Der Kindle kann ausschließlich 
Dokumente im Amazon-Format wiedergeben 
– und diese  Dokumente wiederum sind 
ausschließlich im Amazon-Onlinehandel 
erhältlich. Das Windows-Mobiltelefon 
ist ein weiteres Beispiel: Es schließt die 
Nutzung von Diensten aus, die nicht durch 
Apps unterstützt werden, die für Windows-
Mobiltelefone verfügbar sind. 

Jonathan Zittrain, der den Begriff 
der “Appliancization” (Deutsch: 
„Anwendungswahn“) geprägt hat, geht 
sogar noch einen Schritt weiter. Er 
befürchtet, dass der Trend weg von der 
Allzweckmaschine „Internet“ hin zu 
verschiedenen und funktional spezifizierten 
Anwendungen („Apps“) den gezielten 
Versuch der Einschränkung von Nutzern 
und Technikamateuren darstellt, die mit 
Internettechnologien experimentieren. (Der 
Trend bei Softwareherstellern, cloudbasierte 
„Software-as-a-service“ zu verkaufen, 
anstatt es den Nutzern zu ermöglichen, den 
vollständigen Programmcode auf ihren 
Rechnern zu installieren, führt in die gleiche 
Richtung.) Zittrain zufolge verhindert die 
„Appliancization” Innovation und zerstört 
den offenen oder, wie er sagt, “generativen” 
Charakter des Internets, der nicht nur 
im Hinblick auf neue Geschäftsmodelle 
interessant ist, sondern auch in Bezug auf 
soziale Innovationen und die Etablierung von 
sozialen Bindungen, die wiederum für sich 

genommen als wertvoll betrachtet werden 
sollten.28 Dieser Gedankenlinie folgend, sollte 
Generativität als notwendiges Element für die 
Ermöglichung demokratischer Partizipation 
gelten. 

Andere Beobachter hingegen begrüßen die 
Aufspaltung des Internets in eine Reihe 
kleinerer Netzwerke. Clyde Wayne Crews 
vom Cato Institute zum Beispiel schlägt vor, 
statt von „Fragmentierung“ des Internet 
von einer „Aufteilung“ („Splintering“) zu 
sprechen:

“Um der Regulierungsfalle zu entgehen, 
die öffentlich genutzten Einrichtungen 
stets droht, sollte das Internet sich aufteilen 
und sich in eine rein privatwirtschaftliche 
Angelegenheit verwandeln. Ein einziges 
Internet ist vermutlich nicht genug. 
Eine bessere Lösung könnte eine 
Mehrzahl von „Splinternets“ sein, die 
von privatwirtschaftlichen Eigentümern 
betrieben werden und in denen von Anfang 
an festgelegte Regeln für Datenschutz und 
andere Belange an die Stelle von Regulierung 
und zentraler Planung durch staatliche 
Autoritäten treten. Ob das Internet in seiner 
bisherigen Form bestehen bleibt oder nicht, 
ist nicht so wichtig. Worauf es ankommt, 
ist, dass die Internettechnologie weiterhin 
existiert.“29

Ob sich das Internet „Splintern” wird oder ob 
es ein Opfer der „Appliancization” werden 
wird, entscheidet vermutlich nicht die Politik. 
Aber die Politik ist in der Lage, Regeln zu 
setzen und Infrastruktur zu finanzieren (so 
wie kommunale Breitbandanschlüsse), die 
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den offenen Zugang in einem breiten Sinne 
gewährleisten könnte. Besonders wichtig im 
Hinblick auf das Schaffen von Regeln ist das 
Thema Datenportabilität. 

DATENPORTABILITÄT

Datenportabilität bedeutet, dass Nutzer 
von sozialen Netzwerken ihre Daten (ihre 
Identität, ihr Profil, ihre Texte, Bilder, Filme 
und andere Daten) von einem Netzwerk 
zu einem anderen transferieren können 
(so wie dies in der jüngeren Vergangenheit 
zwischen verschiedenen Social Bookmarking-
Plattformen möglich war).30 Als politische 
Maßnahme geht Datenportabilität einher 
mit einer Regulierung oder freiwilligen 
Selbstverpflichtung, welche die Betreiber von 
sozialen Netzwerken dazu verpflichtet, ihren 
Nutzern Portabilität (oder zumindest Export) 
zu ermöglichen. 

Bis heute bieten die meisten sozialen 
Netzwerke, eingeschlossen Facebook, 
LinkedIn, Google+ und Xing, keine 
Datenportabilität an. Nutzer sind deshalb 
quasi gefangen in dem Netzwerk, das 
sie verwenden: Weder können sie von 
innerhalb des Netzwerkes Nutzer in anderen 
Netzwerken kontaktieren, noch können 
sie leichthin ihr Netzwerk wechseln, weil 
sie dabei die oft über Jahre entstandenen 
Kontakte und die von ihnen gesammelten 
und zum Teil sogar selbst erzeugten 
Medieninhalte verlieren würden. Mit 
Datenportabilität wären Nutzer in einer 
besseren Position, und könnten soziale 
Netzwerke danach auswählen, welches am 
besten auf ihre Interessen zugeschnitten ist. 
Dadurch würde der Wettbewerb zwischen 
den verschiedenen Anbietern von sozialen 
Netzwerken verstärkt. Datenportabilität 

würde auch insofern zur Funktionsfähigkeit 
der öffentlichen Sphäre beitragen, als 
dass Kommunikationsplattformen 
vermutlich empfänglicher würden für die 
Wünsche ihrer Kunden. Darüber hinaus 
ist Datenportabilität notwendig für den 
Schutz von Privatheit und Integrität der 
Kommunikation – jedenfalls dann, wenn man 
davon ausgeht, dass Integrität verletzt wird, 
wenn Kommunikationsinhalte sich unter der 
exklusiven Kontrolle privatwirtschaftlicher 
Unternehmen befinden.

Medienkonvergenz 

Vielfalt von Medieninhalten ist ein weiteres 
Thema innerhalb der Reichweite der 
sogenannten Netzneutralität. Ebenso wie die 
Fragmentierung von Daten und Diensten 
betrifft die Medienvielfalt vor allem die 
Aufnahme-Dimension der öffentlichen 
Sphäre. 

Die Sicherung von Vielfalt ist bislang 
Thema nationaler Medienpolitiken. 
Politische Maßnahmen zum Zwecke der 
Vielfaltssicherung reichen von Lizenzregeln 
für Medienhäuser und Anbieter von Inhalten 
wie Zeitungsgrossisten bis hin zu einer aus 
Steuergeldern finanzierten Produktion von 
Inhalten im öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
oder im Film- und Kunstbereich. In vielen 
Fällen wird die Vielfaltssicherung nicht nur 
als ein Ansatz aufgefasst, die Pluralität von 
Meinungen zu gewährleisten, sondern auch 
die Pluralität von Medienformaten, darunter 
insbesondere solche Formate, die intellektuell 
anspruchsvoll oder künstlerisch experimentell 
sind und auf dem freien Markt keine Chance 
hätten.

Vielfaltssicherung wird in jüngerer Zeit im 
Zusammenhang mit Medienkonvergenz, 
der Annäherung von Medieninhalten (auch 
bekannt als das Phänomen der Crossmedialen 
Integration), thematisiert.31 Ein Beispiel: 
Mit der Entstehung des Internetradios sind 
die von öffentlich-rechtlichen Sendern 
produzierten Programme zunehmend 
weniger von anderen Audioinhalten im 
Internet zu unterscheiden. Das Gleiche 
passiert beim Fernsehen: Online-
Mediatheken der öffentlichen Sender und 
Angebote-on-Demand der Telekom (die es 
ermöglichen, bei einer gerade ausgestrahlten 
Sendung auf „Pause“ oder „Zurück“ zu 
schalten wie auf einer DVD) decken einen 
ähnlichen Bereich ab wie Streaming-Dienste 
wie Netflix. Medienkonvergenz in dieser Form 
stellt das System der öffentlich-rechtlichen 
Finanzierung von Inhalten vor eine gewisse 
Herausforderung. In der Vergangenheit 
war es relativ einfach, eine klare Linie 
zwischen öffentlich-rechtlichem Angebot 
auf der einen Seite und privatwirtschaftlich 
operierenden Sendern auf der andern Seite 
zu ziehen. Diese Linie wird nun zunehmend 
unscharf. Mit der Online-Bereitstellung 
von öffentlich-rechtlichen Angeboten 
wird es schwierig, die bisherige Praxis 
öffentlicher Medienproduktion vor den 
Wettbewerbshütern der EU zu rechtfertigen 
– schließlich konkurrieren die öffentlichen 
Angebote direkt mit kommerziellen 
Erzeugnissen. 

Eine weitere Spielart der Konvergenz ist 
die Konzentration auf wenige Marktplätze 
und Unternehmen, wie dies angesichts 
der wachsenden Oligopole von Amazon, 
Google and anderen Firmen der Fall zu 

sein scheint. Oligopole dieser Art halten 
eine exklusive Machtstellung, diktieren 
Preise und Wahrnehmung. Ein damit 
zusammenhängendes Phänomen ist der 
Aufkauf von herkömmlichen Massenmedien 
durch erfolgreiche Unternehmer der New 
Economy. Beispielhaft dafür stehen die 
Übernahme der Washington Post durch den 
Amazon-Gründer Jeff Bezos, der Verkauf des 
US-Politmagazins The New Republic an den 
Facebook-Mitgründer Chris Hughes (der 
das Magazin 2014 wieder abstieß) und die 
Medienfirma First Look des Ebay-Gründers 
Pierre Omidyar.32 

Für gewöhnlich wird die Konvergenz 
von Märkten und Unternehmen als 
ein Thema der Antimonopol-Politik 
betrachtet. Man könnte der Konvergenz 
allerdings ebenso aus Gründen der 
Vielfaltssicherung entgegentreten (siehe 
unten: Meinungsmachtkontrolle). 
Dem Wortsinn nach scheint Konvergenz 
dem parallelen Trend zur Fragmentierung 
entgegenzuwirken. Tatsächlich aber ist es 
hilfreicher, die beiden Begriffe als Auswüchse 
ein und desselben Problems zu verstehen: 
Sowohl Konvergenz wie Fragmentierung 
bedrohen die Vielfaltssicherung. Lediglich 
die Maßnahmen, mittels derer man anstrebt, 
Vielfalt zu sichern, unterscheiden sich im 
Fall von Konvergenz und Fragmentierung. 
Was das letztere betrifft, sollten politische 
Entscheider im Blick behalten, dass sich „das 
Internet“ in eine Vielzahl von privatisierten 
virtuellen Netzwerken aufteilen könnte, was 
Internetdienstleister in die Lage versetzen 
würde, bestimmte Inhalte positiv oder negativ 
zu diskriminieren (und die Diskriminierung 
innerhalb von einzelnen Netzwerken führt 
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insgesamt zu einem signifikanten Verlust 
an Vielfalt in der vernetzten Öffentlichkeit). 
Geeignete politische Gegenmaßnahmen 
könnten beispielsweise die Bereitstellung 
von kommunalen Breitbandnetzen sein 
oder eine entsprechende Regulierung 
von Internetserviceprovidern sowie den 
Anbietern von Inhalten. 

Was auf der anderen Seite die 
Medienkonvergenz betrifft, ist das bisher 
wichtigste Steuerungsinstrument die 
proaktive Vielfaltssicherung durch die 
Institutionen des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks. Will man jedoch mehr als 
lediglich den Status quo aufrechterhalten 
(der hauptsächlich daraus besteht, 
öffentliche Gelder nach einem bestimmten 
Verteilungsschemata an öffentlich-rechtliche 
Rundfunkinstitutionen auszuzahlen), 
muss man die Integrität der öffentlichen 
Meinungsbildung insgesamt ermöglichen. 
Das bedeutet, dafür zu plädieren, dass 
zumindest ein Teil der Ressourcen, die bisher 
in öffentlich-rechtliche Medien investiert 
wurden, auf andere Maßnahmen zur 
Sicherung von Vielfalt umverteilt wird. Solche 
Maßnahmen könnten beispielsweise Formen 
der öffentlichen Teilhabe sein. 

Öffentliche Teilhabe möglich 
machen

Die Ermöglichung öffentlicher Teilhabe 
ist ein zentraler Bestandteil aller fünf 
Gestaltungsdimensionen für öffentliche 
Kommunikationsplattformen. Öffentliche 
Teilhabe ist zwingend notwendig, damit 
Themen in ausreichendem Ausmaß 
zugelassen werden. Teilhabe ist ebenso 
nützlich, wenn es um das Filtern und 
Priorisieren von Ideen und Themen 

nach politischer Relevanz geht, und auch 
für den Prozess der Qualitätskontrolle. 
Darüber hinaus hängt Teilhabe auch mit 
der Vertretung und Durchsetzung von 
öffentlichen Interessen zusammen: Auf der 
einen Seite ist es einfacher, Aufmerksamkeit 
für Themen zu erlangen, die bereits über 
eine große Anzahl von Unterstützern 
verfügen. Auf der anderen Seite ist die 
Interessensvertretung durch politische 
Entscheider selbst eine direkte Teilhabe.
 
Wege, öffentliche Teilhabe zu ermöglichen, 
gibt es viele. Ich möchte hier nur 
zwei Optionen näher darstellen, weil 
diese zeigen, wie das Modell der fünf 
Gestaltungsdimensionen zur Entdeckung von 
Themen führen kann, die leicht unter den 
Tisch fallen, wenn der Fokus auf Phänomenen 
der massenmedialen Öffentlichkeit liegt. 

DIE VERBESSERUNG VON 
DISKURSQUALITÄT

Im Kontext der Vielfaltssicherung durch 
öffentlich-rechtliche Medien meint „Vielfalt“ 
oft implizit „Qualität“. Öffentliche Radio- 
und Fernsehsender produzieren nicht 
nur „vielfältige“ Medieninhalte, sondern 
„qualitativ hochwertige“ Inhalte. In einer 
vernetzten öffentlichen Sphäre definiert 
sich Qualität aber nicht nur durch den 
intellektuellen oder künstlerischen Gehalt 
von Medienprodukten, sondern auch durch 
die Qualität kommunikativer Interaktion. 
Für den Zweck der demokratischen 
Meinungsbildung ist die wichtigste 
Dimension von Kommunikationsqualität 
die Qualität der Diskurse (deliberative 
quality). Diskursqualität heißt beispielsweise, 
dass in einer Diskussion alle wichtigen 
Themen berücksichtigt werden, dass die 

stärksten Argumente für und wider 
einen Vorschlag deutlich werden und 
dass Diskussionsteilnehmer zwischen 
guten und schlechten Argumenten 
unterscheiden können.33 Man kann 
sich vorstellen, dass es früher oder 
später nötig sein wird, die Vorstellung 
aufzugeben, dass die Finanzierung von 
Medieninhalten durch die öffentliche 
Hand notwendigerweise an ein bestimmtes 
Medium (wie Radio oder TV) gebunden 
ist. Stattdessen könnte man darüber 
nachdenken, wie öffentliche Finanzierung 
einem breiteren Spektrum von digitalen 
Inhalten zugutekommen könnte, um 
qualitativ hochwertige E-Partizipation zu 
fördern sowie Innovationen, welche die 
Diskursqualität im öffentlichen Bereich 
verbessern könnten. Ein erster Schritt 
in diese Richtung, der bereits vollzogen 
wurde, sind neue Ansätze zur Messung von 
Diskursqualität.34 

BEFÄHIGUNG ZU INFORMIERTER 
ENTSCHEIDUNGSFINDUNG

Ein Ansatz in eine ähnliche Richtung wäre, 
eine informierte Entscheidungsfindung 
im Kontext öffentlicher Konsultationen 
zu Gesetzgebungsvorhaben oder anderer 
Themen, die für eine breite Öffentlichkeit 
von Interesse sind, wie zum Beispiel 
gesundheitspolitische Fragen, durch 
gezielte Maßnahmen zu unterstützen. 
Ein Beispiel dafür ist ein Projekt zu 
informierter Entscheidungsfindung über 
ethische Fragen im Zusammenhang mit 
nicht invasivem pränatalen Screening 
(„Präna-Test“), das darauf abzielte, die 
Präferenzen von Teilnehmern vor und nach 
der Konfrontation mit den wichtigsten 
Argumenten herauszufinden.35 Befähigung 

zu informierter Entscheidungsfindung nach 
diesem Muster könnte sich insbesondere 
an Endverbraucher und andere Stakeholder 
ohne professionelles Interesse richten. 
Das Ziel würde darin bestehen, diese 
Teilnehmer auf sinnvolle Weise in einen 
Konsultationsprozess zu integrieren, der 
wegen der hohen Wissenshürden sonst nur 
für professionelle Stakeholder zugänglich 
wäre. Öffentliche Konsultationen 
dieser Art sind in der Vergangenheit 
unter dem Begriff „Deliberative 
Demokratie“ als Präsenzveranstaltungen 
organisiert worden. Es gibt aber auch 
bereits Bemühungen, in der digitalen 
Sphäre Instrumente und Prozesse 
für die Befähigung zu informierter 
Entscheidungsfindung zu schaffen.36 Aus 
Sicht einer Politik, die darauf abzielt, 
eine Infrastruktur für die vernetzte 
Öffentlichkeit zu gewährleisten, wäre die 
Investition in derartige Bemühungen eine 
lohnende Option. 
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Meinungsmachtkontrolle

Die wachsenden Oligopole von Amazon, 
Google und anderen Unternehmen werfen 
die Frage nach möglichem Missbrauch von 
Meinungsmacht auf. Dieser stellt ebenfalls 
eine Bedrohung von Neutralität dar, weil 
Meinungsmacht die Priorisierung von 
Themen in öffentlichen Debatten steuern 
kann. 

Eine politische Maßnahme, die in diesem 
Zusammenhang häufig erörtert wird, ist 
der Rückgriff auf Antimonopolgesetze, um 
die Meinungsmacht von Unternehmen 
einzudämmen. Eine andere Möglichkeit wäre 
die Entwicklung von öffentlich-rechtlichen 
Suchmaschinen und sozialen Netzwerken, 
um ein Gegengewicht zur Meinungsmacht 
der Unternehmen zu schaffen. Eine dritte 
Möglichkeit wäre, den Anbietern von Inhalten 

(wie den Betreiber von Suchmaschinen 
oder sozialen Netzwerken) Regulierungen 
aufzuerlegen, die der Steuerung von 
Medieninhalten Grenzen setzen. Ein ganz 
eigenes, oft vernachlässigtes Problem ist die 
Nutzung von großen Datenvolumen, die zum 
Beispiel von sozialen Netzwerken produziert 
werden, zum Zwecke der Manipulation der 
öffentlichen Meinung nicht nur durch die 
Betreiber eines Netzwerkes, sondern auch 
durch Dritte.

ANTIMONOPOLGESETZGEBUNG

Im November 2014 hat das Europäische 
Parlament eine Resolution verabschiedet, 
welche die Rechte der Konsumenten 
auf dem digitalen Markt stärkt. In der 
Resolution fordern die Parlamentarier die 
EU-Kommission auf, mehr als bisher darauf 
zu achten, dass Suchmaschinen sich an 

geltende  Antimonopolgesetze halten. Die 
Resolution betont nicht nur die Rechte des 
„verletzlichen Konsumenten“, sondern auch 
die „Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Wirtschaft“ und das „politische, soziale 
und kulturelle Leben der EU-Konsumenten 
und -Bürger”.37 Dieses Beispiel zeigt, wie 
Antimonopolgesetzgebung in Anspruch 
genommen werden kann, um indirekt 
auch andere Ziele zu verfolgen als rein 
wirtschaftliche. 

Anders herum können auch andere 
Rechtsbereiche bemüht werden, um gegen 
Monopole vorzugehen. Eine Ausweitung 
des Urheberrechts zum Beispiel, die  
Medienproduzenten vor dem Ausverkauf aller 
ihrer Rechte an Zwischenhändler wie Amazon 
schützt, würde der quasimonopolistischen 
Macht der Zwischenhändler wirksame 

Grenzen setzen. (Heute verlangt Amazon 
von Autoren, die ihr Bücher über Amazons 
Book on Demand-Service vertreiben, 
dass sie sie nicht gleichzeitig bei anderen 
Zwischenhändlern anbieten. Eine 
Veränderung des Urheberrechtes könnte diese 
Praxis für den Fall, dass die Marktmacht von 
Amazon zu dominant wird, beschneiden.) 

UMGANG MIT INHALTEN

Eine breit diskutierte Frage im Kontext 
der Meinungsmachtkontrolle ist, 
ob der Handlungsspielraum, den 
Internetsuchmaschinen und soziale 
Netzwerke beim Filtern von Medieninhalten 
haben, mithilfe entsprechender 
Regulierungen begrenzt werden sollte. 
Dieses Themas wird zunehmend wichtiger, 
weil Suchmaschinen und soziale Netzwerke 
immer stärker eine Schlüsselposition 

(Photo: Istockphoto/Getty Images)
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bei der Selektion und Verbreitung von 
Nachrichteninhalten innehaben. Nach 
einer Studie von Pew Research gaben im 
Jahr 2011 in den USA nur 11 Prozent 
aller Konsumenten, die Dienste von 
Internetanbietern nutzten, an, dass sie 
Nachrichteninhalte durch Facebook oder 
Twitter beziehen würden. Im Jahr 2014 war 
diese Zahl deutlich gestiegen: 30 Prozent 
der Befragten gaben an, Nachrichteninhalte 
ausschließlich über Facebook zu erhalten.38

Bestimmte Formen des Umgangs mit Inhalten 
werden gemeinhin als unproblematisch 
erachtet (wie das Löschen von Spam oder 
das Blockieren von Kinderpornografie). 
Anderer Maßnahmen sind kontrovers. Der 
Umgang mit Inhalten läuft oft berechtigten 
Forderungen nach Neutralität zuwider. Solche 
Forderungen leiten sich beispielsweise aus 
dem Prinzip der Meinungsfreiheit ab oder 
aus der Erwartung, dass Suchmaschinen 
sich durch ihren Umgang mit Inhalten 
nicht in politische Wahlkämpfe einmischen. 
Ansprüche auf Neutralität können aber auch 
verletzt werden, wenn andere Nutzer die 
Blockierung von Inhalten initiieren (zum 
Beispiel durch das Hissen einer digitalen 
Fahne mit der Botschaft “Bitte entfernen!” – 
eine Funktion, die YouTube seinen Nutzern 
anbietet, damit diese dem Unternehmen 
helfen, Inhalte herauszufiltern, die als 
Werbung für terroristische Aktivitäten 
aufgefasst werden könnten).39 

In jüngerer Vergangenheit wurden 
einschneidende Verletzung des 
Neutralitätsprinzips bekannt, als Facebook 
im März 2014 neue Geschäftsbedingungen 
einführte. Nach den neuen Regeln müssen 
Organisationen, die Facebook für ihre 

Eigenwerbung nutzen, für Posts, die 
einem großen Publikum von sogenannten 
Followern zugänglich sein sollen, zahlen. 
Zahlen sie nicht, wird nur ein kleiner 
Anteil der Anhängerschaft über neue 
Posts informiert. Eine Auswirkung dieser 
neuen Geschäftsbedingungen war, dass 
NGOs und andere nichtkommerzielle 
Organisationen mit einer großen Anzahl 
von Followern einen Verlust an Sichtbarkeit 
erlitten. Vor Inkrafttreten der neuen 
Geschäftsbedingungen im April 2014 
konnte der Blog ValleyWAG mit seinen 
Facebook-Posts beispielsweise über 1.000 
Anhänger erreichen. Danach erhielten nur 
noch 79 Follower Nachrichten über neue 
ValleyWAG-Posts auf Facebook.40 Aber 
auch ohne beabsichtigte Verletzungen des 
Neutralitätsprinzips können Filterregeln zu 
unangemessener Diskriminierung führen. 
So bemerkte die Soziologin Zeynep Tufekci, 
dass nach den Straßenkämpfen in Ferguson 
im US-Bundesstaat Missouri zwar viel über 
die Vorfälle auf Facebook gepostet wurde, 
nichts davon jedoch in ihrem persönlichen 
Nachrichtenfeed auftauchte – während sie 
über die Eis-Eimer-Wette (deren Erlöse 
ALS-Erkrankten zugutekamen) ausführlich 
informiert wurde. In ihren Augen stellt dies 
eine eindeutige Verletzung der Netzneutralität 
dar.41 Die Beispiele zeigen: Auf seinen 
Status und die erreichte Anhängerschaft 
auf Facebook (oder einem anderen sozialen 
Netzwerk) zu bauen und darüber langfristig 
den eigenen Auftritt in der Öffentlichkeit zu 
planen, ist ein bisschen so, als würde man 
ein Haus auf gepachtetem Land erbauen. 
In der nicht digitalen Welt würden viele so 
etwas meiden. Seltsamerweise ist es in der 
Onlinesphäre gang und gebe. 

Es geht nicht nur um konkrete Inhalte, 
die von sozialen Medien unterdrückt oder 
bevorzugt werden können, oder die Art 
und Weise, wie Filtermechanismen und 
Abstimmungsfunktionen (Facebooks „Like“) 
implementiert werden.

Allein schon die Möglichkeit, dass 
kommerzielle Dienstleistungen aufgrund 
ihrer herausragenden Position als 
Informationsvermittler einen starken Einfluss 
auf die öffentliche Meinungsbildung ausüben 
könnten, sollte bereits als hochproblematisch 
angesehen werden. In diesem Sinne schreibt 
Emily Bell, Direktorin des Tow Center for 
Digital Journalism an der Graduate School of 
Journalism der Columbia University: 

„Transparenz und Rechenschaft 
müssen die weitreichende und wichtige 
Rolle begleiten, welche die großen 
Informationsvermittler in unserer 
heutigen Gesellschaft spielen. Es ist nur 
allzu verständlich, dass Plattformen 
wie Facebook alles daran setzen, 
nicht als „Verleger“ zu gelten. Doch 
in der Realität sind sie genau das. 
Es braucht nicht viel Fantasie, sich 
künftige ethische Herausforderungen 
vorzustellen: Jeder Polizist wird 
eine Kamera mit sich führen. Jede 
Terrorgruppe wird über einen eigenen 
Twitter-Account verfügen. Jedes Gesicht 
in einer Menschenansammlung wird 
identifizierbar sein.”42

Ein kleiner Schritt in Richtung mehr 
Transparenz und Rechenschaft ist bereits 
von der Initiative indexoncensorship.org 

unternommen worden: Nutzer können 
melden, wenn Beiträge in sozialen 
Netzwerken auf unangemessene Weise 
von der Moderation entfernt wurden. 
Eine Alternative zur Regulierung von 
Praktiken im Umgang mit Inhalten stellen 
Selbstverpflichtungen seitens der Wirtschaft 
dar, so wie diese von der Global Network 
Initiative initiiert wurde.43 

PRIVATHEIT

Ein Unterthema im Bereich des Umgangs 
mit Inhalten ist die Privatheit. Bislang haben 
Nutzer oft Schwierigkeiten, Inhalte, die sie 
selbst in soziale Netzwerke gestellt oder 
weitergeleitet haben, wieder zu löschen. Eine 
technische Lösung hierfür könnten einfache 
Werkzeuge sein, die es Nutzern erlauben, 
selbst zu definieren, ob von ihnen eingestellte 
Fotos vervielfältigt oder von Suchmaschinen 
erfasst werden dürfen. Die Creative-
Commons-Lizenz oder der technische 
Standard „robots.txt“ (der Suchmaschinen 
signalisiert, dass eine Webseite nicht erfasst 
werden darf) sind Beispiele dafür, wie 
so etwas in vergleichbaren Situationen 
funktioniert. Eine andere technische Lösung 
sind Anwendungen, die es möglich machen, 
den eigenen digitalen Fußabdruck zu 
verwischen. Entsprechende Technologien 
sind bereits auf dem Markt. Beispiele hierfür 
sind Tiger Text, XPire und Tweetdelete. Doch 
der Forscher über digitale Medien Jeffrey 
Rosen merkt an: 

„Solange Facebook nicht Anwendungen 
wie XPire in seine Plattform integriert 
und auf diese Weise zu einem 
Standardangebot macht, dass alle Nutzer 
leicht verwenden können, stehen die 
Chancen schlecht, dass die Mehrzahl der 
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Prof. Gerhard Weikum, Direktor at the Max-Planck-Institut 
für Informatik in Saarbrücken

“Vermutlich können wir die kommerziellen Anbieter von 
Informationsdienstleistungen auf lange Sicht nicht dazu zwingen, 
alle Arten von Daten gleich zu behandeln. Zumindest wäre die 
Bereitstellung von Informationsdienstleistungen kein besonders 
attraktives Geschäftsfeld, wenn derartige Einschränkungen gelten 
würden. Meiner Ansicht nach sollte deshalb die Bereitstellung von 
Informationsdiensten, welche auf Prinzipien der Gleichheit basieren, 
eher eine Aufgabe des Staates sein – so wie der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk, den es schon lange gibt. Das gleiche Argument könnte man 
für die Informationsvermittler geltend machen: Wir sollten ernsthaft in 
Erwägung ziehen, eine öffentlich-rechtliche Suchmaschine auf den Weg zu 
bringen oder einen öffentlich-rechtlichen Anbieter für Cloud-Dienste. Aus 
technischer Sicht wäre dergleichen durchaus machbar. Sicherlich müsste 
man eine Menge Geld dafür in die Hand nehmen. Und es wird auch 
nicht einfach sein, es mit der Konkurrenz Google aufzunehmen. Aber 
ein Ding der Unmöglichkeit ist es dennoch nicht. Ein Grund, der mich 
zu dieser Annahme bewegt, ist, dass es Google letztendlich ja nur durch 
Zufall gelungen ist, eine marktbeherrschende Stellung zu erlangen. Es 
gab andere Suchmaschinen vor Google, wie Alta Vista, die einen weitaus 
größeren Teil des Netzes abdeckten als Google in seiner Anfangszeit. Das 
einzige, was Google besser konnte, war, die Ergebnisse von sehr einfachen 
Suchanfragen auf den ersten Plätzen der Liste mit den Resultaten zu 
liefern. Und Google war besser als andere, mit seinen Suchdiensten durch 
Anzeigen auch Geld zu verdienen. So konnte Google wachsen. Ob eine 
öffentliche Suchmaschine funktionieren könnte, ohne das Verhalten von 
Nutzer aufzuzeichnen, so wie Google das tut, weiß ich nicht. Wenn man 
durch Verschlüsselungstechniken dem Nutzer Anonymität gewähren 
würde, dann wäre jede einzelne Rechenoperation zehnmal so teuer, 
was die durch den Datenverkehr entstehenden Kosten betrifft. Das 
gesamte Netzwerk würde dadurch beträchtlich belastet. Vielleicht würde 
es sich auch als schwierig erweisen, für den Nutzer attraktive Online-
Dienstleistungen zu entwerfen, wenn man dabei nicht aus wiederholter 
Interaktion mit den Nutzern lernen kann – und das ist eben nur möglich, 
wenn man das Verhalten von Nutzern beobachtet. Wir brauchen deshalb 
bessere Lösungen, um Privatheit mit leistungsfähigen Suchmaschinen 
und andere Dienste auf nutzerfreundliche Weise zu vereinen. Dies ist 
Gegenstand aktueller Forschung.” 

“Verschlüsse- 
lungstechniken 

dem Nutzer 
Anonymität 

gewähren 
würde, dann

wäre jede ein-
zelne Rech-

enoperation 
zehnmal so 

aufwändig.”

Bürger sich dafür entscheidet, dergleichen 
zu benutzen. Von selbst verschwindende 
Daten werden deshalb, praktisch 
betrachtet, nicht zum Regelfall werden.”44 

Kontrovers ist nicht nur, ob die Urheber 
durch den Umgang der sozialen Netzwerke 
mit Posts und Fotos kompromittiert werden, 
sondern auch inwiefern die Privatsphäre 
von anderen Leuten berührt wird, die in 
diesen Posts erwähnt oder dargestellt werden. 
Dies betrifft vor allem Verletzungen der 
Privatsphäre durch nutzergenerierte Inhalte 
und durch Peer-Überwachung“. ’45 Beispiele 
dafür sind einschlägig bekannte YouTube-
Filme wie „Angry Teacher” oder „Hong 
Kong Bus Uncle”, in denen sozial anstößiges 
Verhalten öffentlich gemacht und bloßgestellt 
wird. Auch das „Recht auf Vergessenwerden“ 

(vergleiche das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes im Fall Google gegen 
Costeja im Jahr 2014, das auf Art. 12 der 
Datenschutzrichtlinie von 1995 zurückgreift) 
gehört zu diesem Themenkomplex.46 

ÖFFENTLICH-RECHTLICHE 
SUCHMASCHINEN

Ein weiterer Hebel, die Macht von Betreibern 
kommerzieller Suchmaschinen und sozialer 
Netzwerke zu begrenzen, wäre das Schaffen 
von öffentlich-rechtlichen Alternativen 
zu den bestehenden Dienstleistungen. 
Obwohl das ohne Zweifel eine teure und 
anspruchsvolle Aufgabe ist, hat diese Option 
dennoch einige Unterstützer.47

Matthias Spielkamp, Partner bei iRights.lab; Redaktuer 
bei iRights.info; Mitglied des Vorstands von Reporter ohne 
Grenzen

“Mit seinem Urteil im Fall Google gegen Costeja im Jahr 2014 hat der 
Europäische Gerichtshof eine Entscheidung getroffen, die unmittelbar 
einen Einfluss auf die Gestalt der öffentlichen Sphäre hat – ähnlich wie bei 
der vor kurzem getroffenen Entscheidung von deutschen und spanischen 
Regulierungsbehörden, es Verlegern zu ermöglichen, Google die Verwendung 
von Exzerpten oder „Snippets“ aus ihren Texten in der Anzeige von 
Suchresultaten zu untersagen. Das neue „Recht auf Vergessenwerden“ ist 
jedoch ein hochgradig irreführender Begriff. Soll man wirklich Vergessen 
reduzieren auf „von Google ent-linkt werden“? Außerdem ist das Gericht 
meiner Ansicht nach zu weit gegangen, weil es Google zwar zum ent-linken 
verpflichtet, darüber hinaus aber zulässt, dass Google Urheber nicht über 
das Ent-linken ihrer Einträge in den Suchresultaten informieren muss. Auf 
diese Weise sind Informationen, an denen die Öffentlichkeit ein berechtigtes 
Interesse haben könnte, über die Suchmaschinen nicht mehr länger 
verfügbar. Das Recht der Öffentlichkeit, mit Informationen versorgt zu 
werden, sollte gegenüber dem Schutz der Privatsphäre hier stärker gewichtet 
werden.” 
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“Das Recht 
der Öffent- 

lichkeit,mit 
Informationen 

versorgt zu
werden,  

sollte stärker 
gewichtet 
werden.”

BIG DATA UND DIE GEZIELTE 
MANIPULATION DER ÖFFENTLICHEN 
MEINUNG

Ein weithin vernachlässigtes Thema aus 
dem Bereich der Meinungsmachtkontrolle 
betrifft den Einsatz von Big Data und 
von Filtermethoden, die auf künstlicher 
Intelligenz und anderen Verfahren basieren. 

Big Data ist ein Thema für die vernetzte 
Öffentlichkeit (und ein Neutralitäts-
Thema), weil Plattformen für öffentliche 
Kommunikation, insbesondere soziale 
Netzwerke, große Mengen an hoch relevanten 
Daten anhäufen und dabei zugleich nie 
dagewesene Möglichkeiten bestehen, 

Photo: Max-Planck-Institute 
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Prof. Dr. Beat Rudin, Datenschutzbeauftragter im Kanton 
Basel-Stadt und Titularprofessor für Datenschutzrecht und 
Informationsfreiheit an der Universität Basel

“Big Data untergräbt die Europäischen Gesetze für Datenschutz und 
Privacy. Unsere gegenwärtige Gesetzgebung geht von der Idee aus, dass 
Verletzungen von Privacy nur dann geschehen, wenn personenbezogene 
Daten verwendet oder veröffentlicht werden, entweder ohne dass die 
betreffende Person dem zugestimmt hat, oder unter Umständen, die von 
der betreffenden Person zu dem Zeitpunkt, als sie ihre Zustimmung erteilte, 
nicht vorhergesehen werden konnten. Big Data, auf der anderen Seite, 
macht es möglich, anonymisierte persönlichen Daten oder auch bloße 
statistische Daten zu verwenden, um daraus Rückschlüsse auf individuelles 
Verhalten zu ziehen. Der Datenschutz hat keine Instrumente in der 
Hand, um Problemen, die daraus erwachsen, anzugehen. Darüber hinaus 
macht es die Verfügbarkeit von großen Mengen persönlicher Daten über 
verschiedene Bereiche hinweg technisch möglich, auf einfache Weise Daten 
zu re-personalisieren – selbst dann, wenn diese zuvor anonymisiert wurden. 
Gesetze, die geschaffen werden, um mit Technikfolgen umzugehen, hinken 
notwendigerweise der technischen Entwicklung hinterher. Wir sollten tun, 
was in unserer Macht steht, um die Technologie mit den geeigneten Regeln 
und wirksamen Instrumenten zu zähmen. Wenn uns dies nicht gelingt, 
wird Privacy, die von existentieller Bedeutung für Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft ist, irreparablen Schaden nehmen.”

“Big Data  
untergräbt die  
Europäischen 

Gesetze für
Datenschutz 

und Privacy.”

Ralf Bendrath, Political Scientist, Senior Policy Adviser 
to MEP Jan Philipp Albrecht

“Die afroamerikanische Bürgerrechtsaktivistin Rosa Parks 
erlangte 1955 Berühmtheit, weil sie sich weigerte, der Anweisung 
eines Busfahrers Folge zu leisten und ihren Sitzplatz in dem für 
Schwarze vorgesehen Bereich des Busses für einen weißen Fahrgast 
freizumachen. Der Vorfall mündete in dem berühmten Montgomery 
Bus-Boykott, und Park selbst wurde eine internationale Ikone des 
Widerstandes gegen die Rassentrennung. Der Aspekt, der im Rückblick 
auf diese Episode am meisten auffällt, ist, wie sehr Rosa Parks vernetzt 
war. Als der Vorfall in dem Bus sich ereignete, war sie Sekretärin 
des Büros der National Association for the Advancement of Colored 
People in Montgomery. Außerdem hatte sie gerade ein Training im 
Center for Worker’s Rights and Racial Equality absolviert. Ich frage 
mich, ob ein heutiges Busunternehmen, dass dieses hohe Ausmaß an 
Vernetztheit bemerkt hätte (zum Beispiel indem jemand einen Blick 
auf die Facebook-Seite der betreffenden Person geworfen hätte), in so 
einer Situation nicht viel mehr Zugeständnisse gemacht hätte. An und 
für sich wäre das ja eine gute Sache. Aber ich befürchte, dass auf diese 
Weise zugleich Menschen, die nicht gut vernetzt sind, diskriminiert 
werden könnten.” 

Ansprache von Wählern verwendet werden. 
Ein Effekt davon ist dieser: Wie Studien 
von Politikwissenschaftlern zeigen, gab 
es bei den Inhalten der Kampagnen im 
US-Wahlkampf 2012 aber auch innerhalb 
der Medien einen deutlich erkennbaren 
Wechsel weg von den „großen Erzählungen“ 
und Expertenmeinungen hin zu gezielten 
Bemühungen, mit Hilfe von Erkenntnissen 
aus der Verhaltensforschung einzelne Wähler 
zu beeinflussen, deren Stimme aufgrund ihrer 
Verortung in sogenannten swing districts für 
den Wahlausgang entscheidend war.49

Theoretisch könnten soziale Netzwerke 
ähnlich den Wahlkampfbüros, Wähler 
einer bestimmten Partei gezielt ansprechen. 
Eine jüngere Studie, die in der Zeitschrift 

Nature veröffentlicht wurde, zeigt, dass „Geh 
wählen!“-Nachrichten, die von Facebook-
Nutzern persönlich an andere Personen 
innerhalb des Facebook-Netzwerkes 
verschickt wurden, statistisch mehr Personen 
dazu bewegten, das Wahllokal aufzusuchen, 
als dies „Geh wählen!“-Nachrichten konnten, 
die auf unpersönlichem Wege verschickt 
worden waren.50 Diese Beobachtung legt 
nahe, dass eine Plattform wie Facebook 
relativ leicht Wahlresultate manipulieren 
könnte, indem sie Mitglieder, die mit großer 
Wahrscheinlichkeit einen bestimmten 
Kandidaten unterstützen würden, mittels 
„Geh wählen!“-Nachrichten aktiviert, dies 
auch zu tun. Bislang existiert kein Gesetz, das 
einem sozialen Netzwerk untersagt, sich in 
dieser Form politisch zu engagieren. 

“Ich be-
fürchte, dass 

Menschen, 
die nicht 

gut vernetzt 
sind, disk- 
riminiert 

werden 
könnten.”

Nutzer und Bürger mithilfe der Resultate 
von Datenanalysen zu beeinflussen. Es ist 
möglich, Gefühle zu analysieren oder den 
ideologischen Inhalt von Textpassagen 
abzuschätzen. Ebenso können vielfältige 
persönliche Eigenschaften von Menschen, 
die verbal interagieren, herausgefiltert 
werden. Darüber hinaus ermöglicht die 
Netzwerkanalyse wertvolle Einsichten in 
Bezug auf Verbindungsprofile einzelner 
Nutzer und auf Nutzergemeinschaften 
und Cluster. So ist es möglich, die 
einflussreichsten Personen innerhalb eines 
Netzwerkes zu identifizieren. 
Einen Schritt weiter geht die Modellierung 
individuellen Verhaltens mit Hilfe von 
Big Data. Wie neuere Untersuchungen 

zeigen, geben bereits Informationen wie die 
(öffentlich sichtbaren) „Like“-Bekundungen 
eines Nutzers auf Facebook ausreichend 
Hinweise auf wichtige persönliche Merkmale. 
Mit Hilfe von Modellen für automatisierte 
Vorhersage, können Eigenschaften wie 
die sexuelle Orientierung mit einer 
Trefferquote von 88 Prozent bestimmt 
werden, Rassenzugehörigkeit mit einer 
Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent und 
politische Präferenzen mit 85 Prozent.48

Eine Erfahrung der US-Wahl von 2012 ist, 
dass Erkenntnisse, die auf dem Weg der 
Analyse von Big Data und der Modellierung 
individuellen Verhaltens gewonnen 
wurden, leicht zum Zwecke der gezielten 
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Übergeordnete Themen

Bei vielen der in diesem Bericht erörterten 
Themen tauchen Fragen generellerer Natur 
auf, die häufig diskutiert werden. Eine 
dieser Schwierigkeiten ist die Etablierung 
eines gesetzlichen Rahmens bindender 
Regeln für den internationalen Markt. Ein 
anderes Problem betrifft die Grenzen einer 
rein wirtschaftlich ausgerichteten Politik, 
der sich die EU hauptsächlich verpflichtet 
sieht. Eine dritte Aufgabe umfasst die 
Notwendigkeit, politische Bemühungen um 
eine funktionsfähige Öffentlichkeit stärker zu 
koordinieren. 

Internationale Gesetze 

Angesichts des Spektrums an Gefahren für 
die Integrität der öffentlichen Sphäre durch 
Suchmaschinen und soziale Netzwerke ist 
der einzige Akteur, der sie regulieren kann, 
die Europäische Union. Nur die EU ist in der 
Lage, neue Prinzipien des internationalen 
Wirtschaftsrechts zu etablieren. Ein Beispiel 
aus der Vergangenheit ist die Entscheidung 
des Europäischen Gerichtshofes im Fall 
Google gegen Costeja im Jahr 2014. Hier 
wurde die Sprache und die territoriale 
Zugänglichkeit von Inhalten (und nicht der 
Unternehmenssitz) zum Kriterium für die 
Bestimmung des geltenden Rechts erklärt. 
Ein weiteres Beispiel ist die geplante EU-
Datenschutzrichtlinie, der zufolge eine Form 
des Marktortprinzips darüber entscheidet, 
ob ein Unternehmen in Sachen Datenschutz 
in die Gerichtsbarkeit der EU fällt oder 
nicht. Jedes Unternehmen, das mit seinen 
Produkten und Dienstleistungen gezielt 

einen Markt innerhalb der EU bewirbt 
und beliefert, muss demnach auch den 
gesetzlichen Standards der EU Genüge tun.51 

Der Markt wird es nicht regeln

Im Zusammenhang mit Netzneutralität, 
aber auch mit anderen Fragen, fällt oft das 
Argument, der Wettbewerb werde dafür 
sorgen, dass alle Dienstleistungen und 
Medieninhalte, die für das Funktionieren der 
öffentlichen Sphäre von Relevanz sind, vom 
Markt auch zur Verfügung gestellt werden, 
weil schließlich Nachfrage danach besteht. 
Der Verweis auf die Kräfte des Marktes lässt 
jedoch einige Besonderheiten der vernetzten 
Öffentlichkeit unberücksichtigt. Zum 
Beispiel ist es für Kunden von netzbasierten 
Dienstleistungen alles andere als leicht, den 
Anbieter zu wechseln, weil der Nutzen von 
netzbasierten Dienstleistungen (wie etwa 
von sozialen Netzwerken) von der Anzahl 
der Verbindungen und Mitnutzer, die bereits 
Teil des Netzwerkes sind, abhängt. Darüber 
hinaus repräsentieren Netzwerkstrukturen 
sowohl ein öffentliches wie ein soziales 
Gut. Was das öffentliche Gut („commons“) 
betrifft, so ist es für die Mehrheit der Nutzer 
besser, wenn ein solches Gut für alle zur 
Verfügung steht. Doch als Individuen haben 
die Gruppenmitglieder nicht ausreichend 
Anreize, in die Bereitstellung dieses Gutes zu 
investieren – was zu der bekannten „Tragödie 
des Gemeinwesens“ führt. Soziale Güter 
dagegen repräsentieren Werte wie soziale 
Beziehungen oder sozialen Zusammenhalt 
(„Kitt“), die sich nicht leicht in Preise für 
kommerzielle Dienstleistungen übersetzen 
lassen und aus diesem Grund auch nicht 

durch die Kräfte des Marktes zur Verfügung 
gestellt werden.52 

Ein dritter Grund, Skepsis hinsichtlich 
der Kräfte des Marktes zu hegen, ist, dass 
in einigen Situationen vom Markt die 
Interessen von Minderheiten mit großer 
Wahrscheinlichkeit nicht bedient werden. 
Wenn beispielsweise kommerzielle 
Fernsehsender auf Erlöse aus Werbespots 
angewiesen sind, um ihre Inhalte zu 
finanzieren, dann haben sie nur wenig Anreiz, 
Inhalte für ein Minderheitenpublikum 
zu produzieren, das aus Sicht von 
Werbekunden keine attraktive Zielgruppe 
ist. Unter Wettbewerbssituation werden 
Minderheiten erst dann ein entsprechendes 
Programm angeboten bekommen, wenn 
bereits eine große Anzahl von Mainstream-
Sendern auf dem Markt ist. Einfache 

Rechenmodelle zeigen, dass aus diesem 
Grund Nischenmärkte im Medienbereich 
proportional vernachlässigt werden. 
Nischenkunden bekommen weniger 
Dienstleistungen und Produkte angeboten, 
als dies allein aufgrund der Größe ihrer 
Gruppe zu vermuten wäre.53 Das kann man 
im Fall von Island sehen: Die Bevölkerung 
des Landes ist schlichtweg zu klein, als 
dass es sich für große Medienunternehmen 
lohnen würde, Spielfilme zu übersetzen oder 
maßgeschneiderte Werbung zu platzieren. 
Aus diesen Gründen sollten sowohl eine 
Politik der Vielfaltssicherung (durch 
öffentlich-rechtliche Medienpolitik) wie eine 
Regulierungspolitik als gültige Optionen für 
die Gewährleistung von offenem Zugang 
angesehen werden.
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Institutionalisiertes Monitoring  
und Koordination

Wie dieser Bericht gezeigt hat, sind die 
politischen Probleme im Zusammenhang 
mit der vernetzten öffentlichen Sphäre in 
der Praxis eng miteinander verbunden, aber 
eher isoliert in Bezug auf ihre juristische und 
technologische Handhabung, die sich über 
eine große Spannbreite verschiedener Felder 
erstreckt. Deshalb wäre die Koordination 
der Bemühungen um eine funktionsfähige 
Öffentlichkeit ein sehr nützliches 
Unterfangen. 

Ein Vorschlag, der bereits in verschiedenen 
Kontexten geäußert wurde (so zum 
Beispiel in dem Zwischenbericht 
„Internationales und Internet Governance“ 
der Enquete-Kommission Internet und 
digitale Gesellschaft54) ist die Einrichtung 
eines permanenten Ausschusses oder 
Observatoriums für die Netzöffentlichkeit 
(ähnlich dem historischen Vorbild der

Federal Communication Commission in den 
USA, die durch den Communications Act 
von 1934 ins Leben gerufen wurde, welcher 
der Commission die Befugnis verlieh, im 
Fall von Beschwerden von Bürgern aktiv 
als Gesetzeshüterin tätig zu werden). Ein 
solcher Ausschuss könnte vollkommen 
neu gegründet oder aus vorhandenen 
Organisationen wie dem Body of European 
Regulators for Electronic Communications 
(BEREC) oder dem Global Internet Policy 
Observatory heraus entwickelt werden. Eine 
weitere Möglichkeit wäre, die Koordination 
thematisch relevanter Ressortforschung 
zu stärken und Forschungen innerhalb 
des EU Rahmenforschungsprogramms 
Horizon 2020 deutlicher noch als 
bisher auf Fragen der Internet- und 
Mediengovernance auszurichten, um zu 
einem besseren empirischen Verständnis der 
Vorraussetzungen für eine funktionierende 
öffentliche Sphäre und der dafür geeigneten 
Politikmaßnahmen zu gelangen.55 

Konklusion

Dieser Report zielt darauf ab, die Kluft 
zwischen Medienpolitik (Vielfalt von 
Meinungen und Inhalten) und Netzwerk- und 
Telekommunikationspolitik (Netzneutralität) 
zu schließen. Das bedeutet, jene politischen 
Themen herauszustellen, die im Dienst einer 
funktionierenden Öffentlichkeit angegangen 
werden müssen. Diese Themen umfassen 
die Netzneutralität und das kommunale 
Breitband (um den Zugang zu Diensten 
sicherzustellen); die Datenübertragung (um 
zu gewährleisten, dass die Fragmentierung 
von Diensten und Anwendungen nicht die 
Öffentlichkeit einschränkt); die angemessene 
Verteilung und vielleicht sogar Umverteilung 
von Mitteln, die bislang dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk vorbehalten waren (um 
Vielfaltssicherung und Qualitätskontrolle von 
Inhalten zu ermöglichen); die Etablierung 
von Regeln für Anbieter von Inhalten sowie 
das Einschränken der Nutzung von Big Data 
zum Zweck der Steuerung und Manipulation 
von Meinungen (Meinungsmachtkontrolle). 
Die zentrale These dieses Reports ist, dass 
soziale Netzwerke und andere digitale 
Plattformen für öffentliche Kommunikation 
als Infrastrukturen angesehen werden sollten, 
die in ähnlicher Weise staatlicher Regulierung 
und politischer Gestaltung bedürfen wie 
Telekommunikation, Transportwesen und 
andere Bereiche der Grundversorgung. 

Der Report stellt darüber hinaus ein 
Set von Kriterien bereit, die bedacht 
werden sollten, wenn über die politische 
Gestaltung eines Rahmens für Plattformen 
öffentlicher Kommunikation entschieden 

wird. Diese Kriterien werden von einem 
Modell abgeleitet, das die wichtigsten 
Gestaltungsdimensionen beschreibt, die 
für die Integrität der öffentlichen Sphäre 
maßgeblich sind. Die Art und Weise, wie 
in jeder dieser Dimensionen bestimmte 
Parameter gesetzt werden, hat einen Einfluss 
darauf, wie sehr die Sphäre der Öffentlichkeit 
anerkannte Standards wie Meinungsfreiheit, 
öffentliche Teilhabe, Liberalität, Schutz der 
Privatsphäre und öffentliche Rationalität zu 
integrieren vermag. 

Einige weitere Themen bedürfen darüber 
hinaus der Erörterung, darunter insbesondere 
das Thema der Regulierung. In Anbetracht 
der gesamten Spannbreite von solchen 
politischen Gestaltungsmöglichkeiten der 
Netzöffentlichkeit, die mit Regulierung 
einher gehen, ist die EU der einzige Akteur, 
der in der Lage ist, verbindliche Regeln für 
Unternehmen in Kraft zu setzen, die von 
außerhalb der EU aus operieren. In allen 
Fällen, in denen gesetzliche Regulierung sich 
als die beste politische Gestaltungsoption 
erweist, sollte die EU von ihren 
Möglichkeiten Gebrauch machen und neue 
internationale Gesetze etablieren. 

Marktgläubigkeit ist ein weiterer Punkt, den 
es hervorzuheben gilt. Wettbewerb allein, 
so argumentiert dieser Report, ist nicht 
ausreichend, um sicherzustellen, dass all 
jene Dienstleistungen und Inhalte, die für 
die Integrität der Öffentlichkeit relevant 
sind, auch vom Markt bereitgestellt werden. 
Ebenso sollten politische Maßnahmen, die 
auf die Gewährleistung von Öffentlichkeit 
abzielen, nicht ausschließlich den Schutz 
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Anhang: Gestaltungs- 
dimensionen von Platt 
formen für öffentliche 
Kommunikation

Ich möchte fünf Gestaltungsdimensionen 
skizzieren, die relevant sind für das 
Funktionieren einer vernetzten Öffentlichkeit 
(siehe Diagramm S. 20): 
•	 Themenaufnahme
•	 Priorisierung
•	 Qualitätskontrolle
•	 Meinungssynthese 
•	 Wirksame Vertretung öffentlicher 

Interessen58 

Zunächst eine Anmerkung: Es gibt 
kein Universalrezept, wie Lösungen für 
einzelne Gestaltungsdimensionen in einem 
bestimmten Fall in die Praxis umgesetzt 
werden sollten. Deshalb ist es notwendig, die 

normativen Prinzipien und Werte, auf die sich 
die fünf Gestaltungsdimensionen beziehen, 
näher zu betrachten. Diese Prinzipien und 
Werte sind die eigentlichen Ziele, denen eine 
funktionierende Öffentlichkeit dient. Sie zu 
benennen, bedeutet nicht für ein bestimmtes 
allgemeines oder digitales Wertesystem zu 
argumentieren oder dafür zu werben. Diese 
Arbeit ist bereits von anderen Organisationen 
und Akteuren aus sehr verschiedenen 
Richtungen unternommen worden, zum 
Beispiel von der Global Network Initiative 
(die sich hauptsächlich an Unternehmen 
richtet), von der Internet Rights and 
Principles Coalition des UN Internet 
Governance Forum und vielen nationalen 
Regierungen und Parlamenten.59 In diesem 
Bericht möchte ich lediglich aufzeigen, 
inwiefern diese allseits anerkannten Werte 
und Prinzipien von Belang sind, wenn es um 
die Erörterung von Netzöffentlichkeit geht. 
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der Verbraucher und das wirtschaftliche 
Wohlergehen im Blick haben, sondern 
auch die Bereitstellung von Gütern für die 
Allgemeinheit. 

Schließlich sind institutionalisiertes 
Monitoring und Koordination Themen, 
über die es sich nachzudenken lohnt. Viele 
politische Fragen im Zusammenhang mit der 
vernetzten Öffentlichkeit sind in der Praxis 
in hohem Maß miteinander verbunden, 
aber eher isoliert voneinander in Bezug auf 
juristische und technologische Aspekte. 
Deshalb wäre es sinnvoll, Maßnahmen für 
das Funktionieren der Öffentlichkeit stärker 
als bisher zu koordinieren. Der Report 
schlägt vor, dass die EU in Erwägung ziehen 
sollte, solche Koordinationsleistungen zu 
institutionalisieren. 

Soweit die Hauptpunkte. Einige Themen 
hat dieser Bericht jedoch auch nicht 
behandelt. Er hat sich damit befasst, wie im 
Prozess der öffentlichen Meinungsbildung 
mit Informationen umgegangen wird 
und wie sie verwendet werden, sowohl 
in den traditionellen Massenmedien wie 
in der vernetzten öffentlichen Sphäre. 
Doch Informationen sind nicht mit Daten 
gleichzusetzen.56  Der größere Teil des 
Verkehrs im Internet wird bereits im Jahr 
2020 nicht von Informationen verursacht 
werden, sondern von Daten – Daten, die 
nicht von Menschen produziert werden, 
sondern von Maschinen, die miteinander 
durch die digitale Architektur des Internets 
der Dinge verbunden sind. Darunter fallen 
Daten aus Verkehrsleitsystemen, finanziellen 
Transaktionen und dem 3-D-Druck. 

Wenn man den Fokus auf Informationen im 
Prozess der öffentlichen Meinungsbildung 
setzt, dann bleiben einige Themen außen vor, 
zum Beispiel Fragen der Datensicherheit, 
der Innovationspolitik oder Spezialthemen 
wie die Regulierung von Kryptowährungen 
wie etwa Bitcoin. Der Grund dafür ist, dass 
diese Themen nicht so sehr von Belang 
für die öffentliche Meinungsbildung sind. 
Netzneutralität hat zum Beispiel deutliche 
Auswirkungen auf das Innovationspotenzial 
digitaler Dienste und Medien. Dennoch 
wird dieser Seitenaspekt in diesem Bericht 
nicht aufgegriffen, weil das Hauptaugenmerk 
auf politischen Maßnahmen zum Schutz 
und für die Gewährleistung einer 
funktionierenden öffentlichen Sphäre 
liegt, und nicht darauf, das Für und Wider 
einzelner Maßnahmen (wie Netzneutralität) 
in ihrer ganzen Komplexität zu erörtern. Mit 
anderen Worten: Das zentrale Argument 
dieses Reports sollte mit einer gewissen 
Einschränkung verstanden werden. Für die 
Funktionsfähigkeit der öffentlichen Sphäre 
sollten wir gegen Fragmentierung ankämpfen, 
Wege finden, der Medienkonvergenz zu 
begegnen und Meinungsmacht kontrollieren, 
indem wir Regeln für den Umgang mit 
Inhalten etablieren. Sicherlich gibt es darüber 
hinaus weitere Aspekte, die wichtig sind, 
wie Datensicherheit, und die in einigen 
Punkten möglicherweise mit dem Ziel einer 
funktionierenden Netzöffentlichkeit im 
Widerspruch stehen. 

Die Absicht dieses Reports ist deshalb 
lediglich, einen Rahmen bereitzustellen, 
der uns hilft zu erkennen, wie weit sich 
das „Internet der Bürger“ erstreckt – und 
wo es endet. Mit „Bürger“ sind hier die 

Staatsangehörigen gemeint, die sich über 
ihre Rolle im Prozess der öffentlichen 
Meinungsbildung und der demokratischen 
Teilhabe definieren. Diese Begrifflichkeit lässt 
sich ausbauen in Richtung der Konzeption 
einer „ökonomischen Bürgerschaft“ 
(economic citizenship), in der die 
Gesellschaftsmitglieder als Teilhaber von 
Gemeinschaftsgütern agieren.57 Aber das ist 
eine andere Geschichte. 

Belassen wir es vorerst bei dieser Geschichte. 
Im Kampf um die zukünftige Gestalt der 
vernetzten öffentlichen Sphäre werden viele 
Stakeholder von starken Lobbys repräsentiert. 
Telekommunikationsunternehmen, Anbieter 
wie Facebook und Google, ja selbst die 
öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten: Sie alle 
kämpfen um Aufmerksamkeit, Einnahmen 
und Einfluss. Es scheint, dass nur die Bürger 
Europas, die die vernetzte öffentliche Sphäre 
bewohnen und sie am Leben erhalten, keine 
Stimme haben. Für sie spricht dieser Report.
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Dennoch geht die nachfolgend 
im Zusammenhang mit den 
Gestaltungsdimensionen für öffentliche 
Kommunikationsplattformen präsentierte 
Auswahl von Werten und Prinzipien mit 
einer Behauptung einher. Ich meine nämlich, 
dass wenn es um die politische Gestaltung 
einer vernetzten Öffentlichkeit geht, nicht nur 
individuelle Rechte Berücksichtigung finden 
sollten, sondern auch Prinzipien und Abläufe 
demokratischer Organisation. Dies wird 
auch von den Autoren des brasilianischen 
Rahmenplans für Bürgerrechte im 
Internet  gesehen, die den „sozialen“ und 
„partizipativen“ Charakter des Netzwerkes 
besonders betonen und bewahren möchten 
(Art. 2, VI; Art. 3, VIII). In vielen Fällen 
hänge individuelle Reche und demokratische 
Werte auch zusammen. Doch zumindest 
in einigen Fällen erfordert die Demokratie 
weitere Prinzipien, die über die Anerkennung 
individueller Rechte hinausgehen. Das 
Nachdenken über politische Maßnahmen, die 
Infrastruktur für öffentliche Kommunikation 
gewährleisten sollen, wird daher beides in 
Betracht ziehen müssen: individuelle Rechte 
und demokratische Prinzipien. 

Themenaufnahme

Plattformen für öffentliche Kommunikation 
sollten imstande sein, Beiträge von allen 
Stakeholdern zu empfangen, die von 
Belang für öffentliches Handeln sind. Aber 
auch rhetorisches Geschick, die Fähigkeit, 
Informationen zu aufzubereiten, und das 
Bildungsniveau des Publikums spielen 
hier eine Rolle. Um eine funktionierende 
Themenaufnahme zu gewährleisten, müssen 
Stakeholder mit begrenzten Ressourcen 

zur Teilnahme an der Öffentlichkeit oft erst 
befähigt werden, wenn eine systematische 
Benachteiligung vorliegt oder es um 
Belange von hoher Komplexität geht.60 Nur 
wenn Informationen universal verbreitet 
und empfangen werden können, ohne 
einschränkende Benachteiligung, besteht 
die Chance, dass alle politisch relevanten 
Eingaben auch öffentliche Aufmerksamkeit 
erlangen. 

Normativ betrachtet, ist die Dimension 
der Themenaufnahme mit den Prinzipien 
der Meinungsfreiheit, der öffentlichen 
Rationalität und der demokratischen Teilhabe 
verknüpft. Sie sind für das Prinzip der 
Neutralität im Hinblick auf Vorstellungen 
vom guten Leben relevant. Diese 
Vorstellungen bestimmen letztlich darüber, 
welche Themen als wichtig für öffentliches 
Handeln gelten sollten und welche nicht. 
In einigen Fällen spielt auch der Schutz 
der Privatheit in der Kommunikation eine 
wichtige Rolle, wie beispielsweise beim Schutz 
von Informanten (Whistleblowing). 

MEINUNGSFREIHEIT

Meinungsfreiheit (oder „Redefreiheit”) ist 
ein allgemein anerkanntes Recht sowohl 
innerhalb der digitalen Sphäre als auch 
in liberalen Demokratien generell.61 
Meistens umschließt der Begriff auch den 
Anspruch, Informationen zu empfangen, 
was in einigen Kontexten unter dem Begriff 
„Informationsfreiheit“ verhandelt wird. (Der 
Begriff „Informationsfreiheit“ kann allerdings 
irreführend sein, weil er auch verwendet 
wird, um ausschließlich Zugangsrechte zu 
Dokumenten zu bezeichnen, die im Besitz 
von Regierungsbehörden sind). Meistens wird 
Meinungsfreiheit als ein Verteidigungsrecht 

konzipiert, das einzelne Bürger, aber auch die 
Medien gegenüber staatlichen Eingriffen in 
Schutz nimmt. Dementsprechend führt die 
Europäische Grundrechtscharta (Art. 11) aus, 
dass Meinungsfreiheit 

„die Freiheit ein[schließt], Informationen 
und Ideen ohne behördliche Eingriffe 
und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen 
zu empfangen und weiterzugeben. Die 
Freiheit der Medien und ihre Pluralität 
werden geachtet.“

Meinungsfreiheit kann auch als ein 
grundlegendes Bürgerrecht gefasst werden 
sowie als ein instrumentelles Prinzip, welches 
übergeordneten Zwecken einer liberalen 
Demokratie dient. In diesem Sinne formuliert 
die Global Network Initiatives: 

„Meinungs- und Redefreiheit unterstützt 
eine informierte Bürgerschaft und ist 
unabdingbar, um die Rechenschaftspflicht 
des öffentlichen und des privaten Sektors 
sicherzustellen. Breiter öffentlicher 
Zugang zu Informationen und die 
Freiheit, Ideen zu entwickeln und zu 
kommunizieren, sind unabdingbar 
für die Weiterentwicklung von 
Wissen, wirtschaftlichen Chancen und 
menschlichem Potential.”62

Diese Formulierung kann interpretiert 
werden als die Zusammenfassung von 
verschiedenen Argumenten wie: 
•	 „Meinungfreiheit ermöglicht 

informiertes Entscheiden (und 
informiertes Entscheiden führt zu 
besseren Resultaten – zum Beispiel 
im Wahlkampf, wo sich bessere 

Wahlergebnisse in bessere Politik 
übersetzen).“ 

•	 „Die Freiheit, Informationen 
zu empfangen“, sichert die 
Rechenschaftspflicht von öffentlichen 
und privatwirtschaftlichen Entscheidern 
(und die Sicherstellung der 
Rechenschaftspflicht ist ein elementarer 
Bestandteil legitimer Regierung oder 
demokratischer Führung).“

•	 „Die Freiheit, Informationen zu 
empfangen und zu versenden, ist 
notwendig für das Wohlergehen sowohl 
von Individuen wie der Gesellschaft. 
(Auch hier sollte „Information“ 
nicht im weiten Sinn von „Daten“ 
verstanden werden, sondern in der 
engeren alltagssprachlichen Bedeutung. 
„Information“ steht hier für etwas, das 
wahr oder falsch sein kann, relevant oder 
irrelevant, neu oder altbekannt.63)“

Viel wäre zu sagen über die weitere 
Rechtfertigung dieser Behauptungen und 
über die Reichweite und die Signifikanz von 
Meinungsfreiheit in ihren verschiedenen 
Varianten. Hier jedoch soll nur der eher 
allgemeine Punkt betont werden, dass 
individuelle Rechte und Prinzipien der 
liberalen Demokratie in einer Weise 
ineinandergreifen, dass es nicht sinnvoll ist, 
die Gültigkeit dieser Werte und Prinzipien auf 
Probleme zu beschränken, die nur Individuen 
betreffen. 
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ÖFFENTLICHE TEILHABE

Demokratische Regierung muss per 
Definition öffentliche Teilhabe in politischer 
Entscheidungsfindung einräumen. In 
jüngerer Zeit und insbesondere im Kontext 
der EU-Politik ist dies so interpretiert 
worden, dass politische Institutionen 
nicht nur offen für Input in Form von 
Wählerstimmen oder der veröffentlichen 
Meinung sein sollten, sondern auch für 
Stimmen aus der Zivilgesellschaft (die aus 
verschiedenen Nichtregierungsorganisationen 
und Interessensgruppen besteht, welche 
die Interessen und den Willen der Bürger 
zu repräsentieren bestrebt sind). Zu 
diesem Zweck werden begleitend zu 
Gesetzfindungsverfahren oft öffentliche 
Konsultationen auf nationaler oder EU-Ebene 
durchgeführt. 

LIBERALITÄT

Eine liberale Demokratie muss zu einem 
gewissen Grad Neutralität hinsichtlich der 
Vorstellungen von gutem Lebens walten 
lassen und individuelle Freiheitsrechte 
verschiedenster Art respektieren.64 
Die Reichweite einer so verstandenen 
Neutralität ist hoch umstritten; auch gibt es 
hinsichtlich der Praktiken im Umgang mit 
Neutralität große Unterschiede zwischen den 
demokratischen Ländern. Gegenstand von 
Kontroversen ist beispielsweise der Status der 
Religion in der Öffentlichkeit, der Status von 
Sexualität und Familie (Homo-Ehe) sowie 
die Lifestyle-Politik (Ist die Besteuerung 
von Lebensmitteln, die Übergewicht 
verursachen, ein unrechtmäßiger Eingriff in 
die persönliche Autonomie?). 

PRIVATHEIT

Privatheit und Datenschutz sind wichtige 
Themen im Bereich der digitalen 
Kommunikation.65 Hier jedoch soll 
es nur um Aspekte gehen, die von 
unmittelbarer Bedeutung für die öffentliche 
Meinungsbildung sind. Einer davon ist 
der Schutz von privater Kommunikation 
gegen Eingriffe, welche die Möglichkeiten 
politischer Mobilisierung beschneiden 
können. (Das Argument hier ist, dass 
Privatheit in dieser Hinsicht einen 
instrumentellen Wert hat als Absicherung 
gegen eine bösartige oder zu mächtige 
Regierung.) Ein anderer Aspekt ist, 
sicherzustellen, dass Inhalte, die von Nutzern 
öffentlicher Kommunikationsplattformen 
bereitgestellt werden, für die allgemeine 
Öffentlichkeit nur in dem Maße zugänglich 
sind, wie dies von den Erstellern vorgesehen 
wurde. Dies ist notwendig, um das von 
der EU-Grundrechtscharta (Art. 7) den 
Bürgern zugesprochene „Recht auf Achtung 
ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 
Wohnung sowie ihrer Kommunikation“ zu 
garantieren. Beide der genannten Aspekte 
werden aufgegriffen von dem brasilianischen 
Rahmenplan zu Bürgerrechten im Internet, 
der Privatheit definiert als die 

“Unverletzbarkeit und Geheimhaltung 
des Kommunikationsflusses von 
Nutzern durch das Internet“ und die 
„Unverletzbarkeit und Geheimhaltung 
der von Nutzern gespeicherten privaten 
Kommunikation” (Art 7, II u. III). 

Einen Punkt sollte man im Hinterkopf 
behalten: Wie Debatten über das „Recht auf 
Vergessenwerden“ zeigen, kann die Rücksicht 

auf den individuellen Wunsch, persönliche 
Informationen aus Webinhalten zu entfernen, 
im Widerspruch zur Meinungsfreiheit (der 
Freiheit, Informationen zu empfangen) 
stehen. 

Priorisierung

Der zweite Schritt besteht in der Priorisierung 
von Themen, die bereits im Rahmen der 
Themenaufnahme als relevant für politisches 
Handeln klassifiziert wurden. Nun geht es 
darum, sie nach Dringlichkeit, Auswirkung 
und anderen Kriterien zu gewichten. 
Plattformen für öffentliche Kommunikation 
sollten in der Lage sein, jene Themen 
mit Priorität zu behandeln, die politisch 
besonders wichtig sind, und Themen, die 
aus Gründen des bloßen Eigeninteresses 
von Akteuren aufgebracht werden, weniger 
Aufmerksamkeit zu geben. Im letzten US-
Präsidentschaftswahlkampf beispielsweise 
stachelten Werber gezielt Diskussionen über 
Waffengesetze oder Abtreibung an, um damit 
eine Minderheit von strategisch besonders 
wichtigen Wählern anzusprechen.66 Ein 
anderes Thema ist der Missbrauch soziale 
Netzwerke durch Interessensgruppen, die 
unter einer Vielzahl von falschen Namen 
agieren, um ihre Botschaften in mehreren 
Foren zugleich an den Mann zu bringen, 
und auch nicht davor zurückschrecken, 
öffentliche Personen einzuschüchtern. 
Auch diese Bemühungen zielen auf eine 
absichtliche Verzerrung der Priorität von 
Themen. Randthemen eine zu große Priorität 
auf der öffentlichen Agenda einzuräumen, 
läuft jedoch den Normen öffentlicher 
Rationalität (siehe unten) zuwider, weil dies 
einer absichtlichen Abweichung von dem 
Prinzip gleichkommt, vorrangig solche Ideen 

und Argumente zu berücksichtigen, die 
von besonderer Relevanz für das öffentliche 
Handeln sind. 

Öffentliche Rationalität

Demokratische Steuerung und 
Entscheidungsfindung sollte sich am 
Konzept der öffentlichen Rationalität 
orientieren.67 Öffentliche Rationalität 
beinhaltet zuallererst Prinzipien der 
sozialen Gerechtigkeit, die ihrerseits 
auf allgemeineren Begriffen gerechter 
Prozesse basieren oder auf inhaltlich 
definierten Regeln der Fairness. Andere 
Komponenten öffentlicher Rationalität, 
die in Demokratien richtungweisend sind, 
sind klare Vorgaben für die Legitimität 
von Entscheidungen. Abgesehen von der 
direkten Demokratie, setzt die Demokratie 
voraus, dass politische Entscheidungen 
das Ergebnis von Diskussionsprozessen 
sein sollten. Ordnungsgemäße Diskussion, 
so das Argument, muss universalen 
Zugang gewährleisten (alle relevanten 
Ideen und Argumente müssen Gehör 
finden und berücksichtigt werden) sowie 
rationale Auseinandersetzung beinhalten 
(Entscheidungen sollten begründbar 
sein und nicht nach dem Status von 
Diskussionsteilnehmern oder anderen 
Faktoren getroffen werden, die keinen 
Einfluss auf die Qualität von Argumenten 
haben).68

Qualitätskontrolle

Plattformen für öffentliche Kommunikation 
und Meinungsbildung sollten Mechanismen 
der Qualitätskontrolle beinhalten. 
Solche Mechanismen können Formen 
des Peer Review sein (wie etwa im 
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